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| 
Die Staatsſchulden. 

IJ, Die ſchweb ende Schuld. 


Dem Alterthume waren die Anleihen nur als Hülfsmittel in der Noth 
bekannt, und da Religion und Moral verbieten, aus der Noth des Mit- 
enſchen Gewinn zu ziehen, fo war das Zinsnehmen als ein unſittlicher 
Erwerb angeſehen und verboten. Die Verhältniſſe haben ſich geändert und 
mit ihnen die Vorſtellungen und die Geſetze, welche letztere ohnehin niemals 
efolngt worden waren. Für die Staaten dagegen beſteht die antike An⸗ 
ſchauung heute noch in fo weit fort, als der Gebrauch des öffentlichen Ere⸗ 
dits nur in Nothfällen für gerechtfertigt angeſehen wird (ſ. Nr. 153: Der 
öffentliche Credit). Die Anleihen für gemeinnützige Unternehmungen bilden 
nur eine ſcheinbare Ausnahme von der Regel, indem ſie von der einen 
Seite für eben fo unvermeidlich wie Kriegs- und Revolutionsſchulden be- 
ftachtet, von der andern Seite für verwerflich erklärt werden, weil der Staat 
uberhaupt ſolche Unternehmungen nicht machen ſolle; von einer dritten Seite 
endlich werden Anleihen zur Herſtellung von Einrichtungen, welche einen Er⸗ 
trag abwerfen, als Früchte des Prival⸗ und nicht des öffentlichen Credites 
betrachtet. Unſere Meinung über dieſe Anſichten haben wir früher (a. a. O.) 
ausgeſprochen, und wir fügen nur noch hinzu, daß wir die modernen Eiſen⸗ 
ahnanleihen und Zinsgarantien für den Weg halten, auf welchem die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Staats und Privatcredit nach deren beiderſettigen Zwecken 
allmalig verſchwinden wird. 

Betrachten wir die Staatsſchulden nach ihrer Entſtehung und Ausbil⸗ 
dung, fo begegnen uns zunachſt drei Klaſſen von unfreiwilligen Staats- 
Hläubigern, Die erſte Klaſſe beſteht aus Beamten, Soldaten und 
Lieferanten, deren Forderungen für Gehalte, Löhnung und gelieferte 
Gegenſtände unbezahlt geblieben ſind; zu der zweiten gehören die Steuer⸗ 
pflichtigen, welche angehalten wurden, ihre Abgaben für längere Zeit im 

oraus zu entrichten; in der dritten Klaſſe endlich befinden ſich die Eigen⸗ 
thümer von Geldern, welche als Cautionen, Lehencapitalien, Militair⸗Ein⸗ 
ſtandsgelder u. ſ. w. nach den beſtehenden Geſctzen bei der Staatskaſſe hinter⸗ 
legt werden müſſen, und von dieſer cinſtweilen zur Beſtreitung dringender 
Bedürfniſſe verwendet werden können. Gerade ebenſo wie bei einem 
ockenden bürgerlichen Geſchäfte oder bit mangelnden Subſiſtenzmitteln einer 
zamilie fangen die Schulden der Staaten an mit rückſtändigen Ausgaben, 
boraus verzehrten künftigen Einnahmen und Verwendung von anvertrautem 
Namen Geld zum eigenen Nutzen. So ganz offen freilich treten dieſe 
Manipulationen nur ſelten und in den äußerſten Fallen an das Licht. Man 
berſchafft ſich die Mittel, um die dringendſten Forderungen zu befriedigen, 
durch den Verkauf von Schatzſcheinen, welche aus dem Ertrage der künfti⸗ 
0 Seuern wieder eingelöſt werden ſollen, und leiſtet auf dieſe Weiſe fällige 
ahlungen aus künftigen Einnahmen. Man erſtattet Depofiten, welche 
zurückgegeben werden müſſen, aus den neuen, die zur Einlage kommen. Auf 
dieſe Weiſe hilft man ſich für den Augenblick; allein die Augenblicke reihen 
ich an einander und die Hülfsmittel nehmen den Charakter regelmäßiger 
perationen an. So iſt es denn gekommen, daß die meiſten größeren Staaten 
ich einer Reihe von Verbindlichkeiten gegenüber ſehen, welche entweder ſchon 
erfüllt fein ſollten, oder in kurzer Zeit zu erfüllen find, oder aber deren Er⸗ 
üllung in jedem Augenblicke gefordert werden kann. Die Sorge, dieſen 
erbindlichkeiten gerecht zu werden, iſt keine der leichteſten für die damit 
etrauten Staatswirthe, und ihre Verlegenheiten find eine Quelle der Be⸗ 
leicherung für die Geldhändler, deren Beiſtand in Anſpruch genommen wird. 
Saffen wir nun die Verbindlichkeiten der bezeichneten Art zuſammen: die 
kückſtändigen Ausgaben, die Anticipation künftiger Einnahmen mittelſt der 
Schatzſcheine und die Depoſiten; fügen wir noch dazu das Papiergeld, wel⸗ 
ches einlösbar und in freiem Umlaufe ift*) und die Bürgſchaften, welche 
An Staat für feine Creditanſtalten, für Provinzialſchulden, für gemeinnützige 
Anſtalten, für die Zinſen der Schulden der Eiſenbahngeſellſchaften u. dergl. 
äbernommen hat, — fo haben wir alle Beſtandtheile zuſammen, welche in 
den modernen Staaten die ſogenannte ſchwebende Schuld ausmachen. 
Wir verweilen vorerſt bei dieſen Erſtlingen des Staatsſchuldenweſens, wollen 
ledoch hier ſchon die Bemerkung niederlegen, daß die Erſetzung der unftei⸗ 
willigen Staatsgläubiger durch freiwillige, der Anleihen auf kürzere Zeit durch 
unaufkündbare oder allmälig zu tilgende, mit anderen Worten, die Conſo⸗ 
idirung der ſchwebenden Schuld der Zweck der meiſten Finanz⸗ 
dperationen iſt. Die Schulden find gewöhnlich längſt vorhanden, bevor die 
Unleihen gemacht wurden; letztere bringen nur Ordnung in die Schuldenlaſt, 
und machen ſie dadurch erträglicher. 

Die einzelnen Theile der ſchwebenden Schuld wollen wir an Beiſpielen 
Aus den Staaten, wo fie vorkommen, näher betrachten. Die Schatzſcheine 
wurden unter Wilhelm von Oranien in England zuerſt ausgegeben im 

ahre 1696 und bilden dort heute noch den größten Theil der ſchwebenden 
chuld unter dem Namen xchequer bills. Die Regierung Wilhelms 
befand ſich in mehrfacher, namentlich auch in finanzieller Beziehung in einer 


Das nicht einlösbare Papiergeld mit Zwaugscours gehört fo lange nicht 
ur ſchwebenden Schuld, als die Regierung nicht die Einziehung verfügt. 


ähnlichen Lage wie gegenwärtig die öſterreichiſche. Sie hatte die Folgen der 
ſiuartſchen Wirthſchaft angetreten, die Jacobiten im Lande und die univerſal⸗ 
monarchiſchen Beſtrebungen Ludwig des XIV. auf dem Continent zu be⸗ 
kämpfen. Sie half ſich finanziell durch die Gründung der Bank, welche ihr 
Darleihen machte, durch die Schagfammerfcheine und durch die Umprägung 
der Münzen, eine Maßregel, welche das heutige Oeſterreich noch anzuordnen 
hat. Während der napoleoniſchen Kriege waren die Schatzſcheine eines der 
großen finanziellen Auskunftsmittel des jüngern Pitt und ihre Summe be⸗ 
wegte ſich zuweilen zwiſchen 30 und 40 Millionen €; außerdem gaben auch 
noch die Marine⸗ und Artillerie⸗Verwaltung ſolche Scheine (navy bills und 
ordnance bills) aus. Seit dem Frieden betrugen die Schatzkammerſcheine 
kaum die Hälfte jener Summen, und die Scheine der Flotte und Artillerie 
ſind ſeltener geworden, dürften übrigens bald wieder häufiger zum Vorſchein 
kommen. Uebrigens verging auch während des langen Friedens keine Seſ⸗ 
ſton des Parlaments, ohne daß die erforderlichen Bewilligungen zur Aus⸗ 
gabe von Exchequer bills ertheilt wurden. Früher lauteten ſie auf eine 
beſtimmte Verfallzeit, nach deren Ablauf ſie bei Entrichtung der Steuern 
oder anderer Zahlungen an die Regierung angenommen und die verfallenen 
Zinſen dem Nennwerthe beigeſchlagen wurden. Die Directoren der Schatz⸗ 
kammer gaben zuweilen ſolche Scheine als Darleihen an Gemeinden oder 
Geſellſchaften, zur Unterflügung gemeinnütziger Unternehmungen. Die mei⸗ 
ſten aber werden von der Bank in Umlauf geſetzt und dienen ihr, um das 
geſetzliche Verhältniß zwiſchen der Menge umlaufender Noten und den Baar⸗ 
vorräthen zu erhalten. Sobald nämlich der Baarvorrath hinter der Norm 
zurückzubleiben droht, verkuuft die Bank Exchequer bills und nimmt da⸗ 
für theils Münzen theils Noten ein, wodurch ihr Baarvorrath vermehrt, der 
Notenumlauf vermindert wird. Die größern Handelshauſer nehmen die 
Scheine gern, um ihre vorräthigen Gelder vorübergehend anzulegen, da die 
Bank für die bei ihr deponirten Summen keine Zinſen gewährt. 

Die engliſche Erfindung der iixcheguer bills wurde von der Regie 
rung Ludwig XIV. in ihren Bedrängniſſen des ſpaniſchen Erbfolgekriegs 
bald nachgeahmt, unter der Benennung billets de la caisse des em- 
prunts, welche im Jahre 1707 erſtmals ausgegeben wurden, und gegen⸗ 
wärtig bons du trésor genannt werden; auch die Marineverwaltung pflegt, 
wie in England, Bons auszuſtellen. Beträchtlicher find jedoch in Franke 
reich diejenigen Theile der ſchwebenden Schuld, welche in den geſetzlichen 
und gerichtlichen Depoſiten, in den Sparkaſſengeldern und in den Bons 
der Generaleinnehmer als Anticipation der Steuern beſtehen. Bei dem Aus⸗ 
bruche der Februar⸗Revolution von 1848 belief ſich die geſammte ſchwe⸗ 
bende Schuld auf nahe 960 Mill., worunter nicht volle 330 Mill. Treſor⸗ 
ſcheine. Die plötzlich eintretende Kriſe offenbarte die Nachtheile einer über⸗ 
mäßigen ſchwebenden Schuld. Die Sparkaſſengelder und die nicht feſtge⸗ 
legten Depoſiten wurden zurück verlangt; die Schatzſcheine ſtrömten in die 
Kaſſen, und da die Einlöſung ſtockte, ſo ſtieg die Verwirrung im Handels⸗ 
verkehr, welcher dieſe Papiere benutzt hatte, auf das Höchſte. Die Einrich- 
tung der franzöſiſchen Schulden verwaltung macht es möglich, jeden Augen⸗ 
blick die ſchwebende in eine conſolidirte Schuld umzuwandeln, indem man 
den Gläubigern für den Betrag ihrer Forderungen Renten-Inſcriptionen 
bietet, welche in das große Buch eingetragen werden. So geſchah es da⸗ 
mals. Die ſchwebende Schuld wurde dadurch um 600 Mill. vermindert, die 
conſolidirte um eben ſo viel vermehrt. Wer ſeine Renten verkaufen mußte, 
erlitt bei dem damaligen Stand der Courſe (die 5% ſtanden 60) nam⸗ 
hafte Verluſte, allein er mußte froh fein, fo viel bekommen zu haben. Der 
Verwaltung iſt es bequem, ihre Gläubiger durch Einträge in das Schuld⸗ 
buch zu befriedigen, allein fie wird eben dadurch gewöhnt, die Deficits ſorg⸗ 
los anwachſen zu laſſen. So hob ſich im Frühjahr 1848 die ſchwebende 
Schuld alsbald wieder, da die Regierung der Bank Mittel ſchaffen mußte, 
um ſie in den Stand zu ſetzen, dem Handel ihre höchſt nothwendigen Dienſte 
zu leiſten. Dies geſchah dadurch, daß die Bank von der Staatskaſſe 150, 
von der Depoſitenkaſſe 30 Millionen in Schatzſcheinen erhielt. 

In Preußen beſteht der größere Theil der ſchwebenden Schuld aus 
dem Papiergeld, welches in dem Budget von 1852 mit 30,842,347 Thlrn. 
als un verzinsliche Schuld angeführt wird; dazu kommen die Cautionen 
mit etwa 5 Millionen und Depoſiten anderer Art, von Stiftungen, Witwen⸗ 
kaſſen u. dergl., welche ſich eben ſo hoch belaufen mögen. Endlich ſind 
hieher die zahlreichen Garantien zu rechnen, welche der Staat für Verbind⸗ 
lichkeiten der Bank, der Seehandlung, verſchiedene Provinzialanleihen, Cre⸗ 
ditanftalten und Verzinſung von Eiſenbahnactien übernommen hat. Dieſe 
Garantien find Laſten von unbeſtimmbarer Größe, welche nützliche Unter. 
nehmungen befördern und in ruhigen Zeiten keine Beſorgniſſe erregen. Bei 
Kriſen dagegen, welche den Staat erſchüttern und den Erwerb angreifen, 
können die Garantien der Regierung ſchwere Verlegenheiten bereiten. In 
dieſem Bedenken liegt zwar kein Grund, dieſelben völlig zu verſagen, aber 
doch ein Anlaß, bei Ertheilung derſelben mit Vorſicht zu verfahren. Preu⸗ 
ßen namentlich iſt auch in Beziehung auf ſeine finanziellen Hülfsmittel die 
ſchwächſte europäiſche Macht, und nicht immer iſt eine geniale Führung 
oder nationale Begeiſterung zur Hand, welche den Staat aus den ver⸗ 
zweifelten Lagen zu retten vermögen. 
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"Defterretch hat alle möglichen Beſtandtheile einer ſchwebenden Schuld 
in einer Ausdehnung, welche nicht allein die Zerüttung der Finanzen offen 
gelegt, ſondern auch den Geldumlauf in Verwirrung gebracht und dem in⸗ 
ternationalen Verkehre die empfindlichſten Störungen bereitet hat. Als im 
Jahre 1817 die Bank gegründet wurde, ſtand unter den Dienſten, welche 
ſie dem Staate leiſten ſollte, die Einziehung des Papiergeldes oben an, 
begleitet von der Zuſicherung, daß künftig kein Staatspapiergeld mehr aus⸗ 
gegeben werden ſolle; bis zum Jahre 1851 hatte die Bank wirklich mehr 
als 440 Millionen im Nennwerthe eingezogen und vertilgt. Es war aber 
inzwiſchen neues Papiergeld (neben den Banknoten) ausgegeben worden, 
welches Ende 1851 über 167 Millionen betrug, dann auf 150 Millionen 
beſchränkt wurde. Abermals iſt die Bank beauftragt, daſſelbe einzuziehen, 
abermals iſt die Verſicherung wiederholt worden, daß künftig kein Staats⸗ 
papiergeld mehr in den Umlauf gebracht werden ſoll. Die Reihenfolge der 
Anſtrengungen, um die ſchwebende Schuld zu vermindern und die Bank 
zur Einlöſung ihrer Noten in den Stand zu ſetzen, hat durch die National⸗ 
anleihe von 500 Millionen einen vorläufigen Abſchluß erhalten. 

Wenn wir die Aufmerkſamkeit des Leſers hauptſächlich auf die ſchwe⸗ 
bende Schuld zu lenken ſuchten, ſo ſtand uns dabei die Betrachtung zur 
Seite, daß dieſe die wichtigſte, die bedenklichſte und zugleich die von dem 
großen Publikum am wenigſten beachtete Seite des Schuldenweſens der 
modernen Staaten iſt, und daß aus ihr hauptſächlich die ſtets wachſenden 
Anleihen hervorgehen. Die angeführten Beiſpiele werden genügend dar⸗ 
thun, daß eine ſchwebende Schuld im Allgemeinen nicht als eine erfreuliche 
Erſcheinung angeſehen werden kann. Jedermann wird zugeben, daß es 
nicht gut iſt, wenn eine Regierung mit ihren Zahlungen im Rückſtande 
bleibt, wenn für laufende Ausgaben Papiere geſchaffen werden, welche Zin- 
ſen koſten, wenn die kurze Zeit, für welche dieſe Papiere dienen ſollen, nie⸗ 
mals vorübergeht, weil ſie ſich immer erneuert, wenn un verzinsliche Werth⸗ 
zeichen in einer Menge verfertigt werden, für welche die zur Einlöſung be- 
ſtimmte Metallbaſis nicht mehr ausreicht, wenn endlich ein Theil der Aus⸗ 
gaben mit Geldern beſtritten wird, welche der Staatskaſſe anvertraut wor⸗ 
den ſind und jeden Augenblick zurückgefordert werden können. Niemand 
wird in Abrede ſtellen, das es beſſer iſt, wenn eine Regierung ihre Aus⸗ 
gaben aus ihren Einnahmen rechtzeitig bezahlt, wenn ſie die Steuern nicht 
mittelſt der Schatzſcheine discontirt, mithin nicht eher verwendet, bis fie ein⸗ 
gegangen ſind, wenn ſie die in ihren Kaſſen niedergelegten Depoſiten unan⸗ 
gegriffen läßt und nicht mehr Papiergeld ausgibt, als ſie jederzeit auf Ver⸗ 
langen gegen Münze einlöſen kann. Allein die richtige Einſicht und Er⸗ 
kenntniß pflegt vor dem Drange des Augenblicks in den Hintergrund zu 
treten. Man ſcheut ſich dann nicht, kleineren Verlegenheiten durch Aus⸗ 
kunftsmittel zu entgehen, welche geeignet find, größere Verlegenheiten herbei⸗ 
zuführen. Einmal auf dieſem Wege, kömmt man allmälig weiter, nament- 
lich in Kriegszeiten, wo die Anforderungen an die Finanzen oft eben fo 
wenig abzuweiſen als im Augenblicke auf andere Weiſe zu befriedigen find, 
Erſt wenn dieſe Verbindlichkeiten auf eine bedenkliche Höhe angewachſen 
find, wenn fie zur beſtimmten Zeit nicht erfüllt werden können, von einem 
Termine zum andern verſchoben, zuletzt keinen andern Ausweg mehr übrig 
laſſen, dann erſt wird in der Regel zur Umwandlung in eine bleibende 
Schuld geſchritten. Kleinere Staaten bleiben mit dieſer Entwickelung 
des Schuldenweſens länger verſchont, da ſie auf der Weltbühne nicht 
handelnd, ſondern mehr leidend auftreten. Mit den Vortheilen der 
Macht ſind ſie auch einiger Sorgen derſelben enthoben. In dem verwickel⸗ 
ten Finanzweſen der heutigen Großmächte dagegen kann die ſchwebende 
Schuld nicht ganz entbehrt werden, und die Regierungen haben nur darauf 
Bedacht zu nehmen, dieſelben in möglichſt engen Schranken zu halten. Die 
britiſche Regierung z. B., welche die Koſten des erſten Feldzugs durch Er⸗ 
höhung der Einkommenſteuer beſtreitet, kann die Truppen nicht auf Sold 
und Verpflegung, die Schiffsrheder und Lieferanten nicht auf ihre Bezah⸗ 
lung warten laſſen, bis jene Steuern in die Staatskaſſe gefloffen fein werden; 
ſie bedient ſich der Schatzkammerſcheine, um ihren Bedarf zu rechter Zeit zu 
erhalten. Der preußiſche Staat würde auf ſein Papiergeld nicht leicht mehr 
verzichten können, denn er würde nicht allein die Zinſen einer neuen Anleihe 
zu tragen haben, ſondern auch dem Geldverkehre ein bequemes, faſt zum 
Bedürfniſſe gewordenes Umlaufsmittel entziehen. Gegen den Mißbrauch der 
ſchwebenden Schuld aber gibt es, abgeſehen von dem Uebermaße, welches 
ihr zuletzt eine Grenze ſetzt, nur ein vorbeugendes Mittel: die Oeffentlichkeit 
des Staats haushaltes und die Controle der Nationalrepräſentation. 


Maß und Gewicht. 

Es iſt bereits in öffentlichen Blättern erwähnt worden, wie auch die Be⸗ 
urtheilungs⸗Commiſſion bei der allgemeinen deutſchen Induſtrie⸗Ausſtellung zu 
München durch eine beſondere „Denkſchrift den lebhaften Wunſch ausgeſprochen 
habe, daß die deutſchen Staats⸗Regierungen ſich über die Einführung des 
Zoll gewichtes als allgemeinen deutſchen Handelsgewichtes an Stelle der 
gegenwärtig in amtlicher Geltung befindlichen mannichfaltigen Handelsgewichte 
verſtändigen mögen. Die Könniſche Zeitung bringt jetzt über dieſe Denkſchrift, 
welche gleichzeitig auch die Einführung eines allgemeinen deutſchen 
Ellen maßes beantragt, nähere Mittheilungen. Der Gegenſtand iſt wichtig 
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genug, um auf eine allgemeine Theilnahme und Unterſtützung rechnen zu können, 
weshalb wir dem Artikel des gedachten Blattes Folgendes entnehmen: 

„Das ſehr große Bedürfniß der beantragten Reformen drängte ſich gerade 
jener Münchener Commiſſion beſonders fühlbar auf. „Bei der Prüfung und 
Vergleichung der ausgeſtellten Gegenſtänden — ſagt die Denkſchrift, — „Behufs 
welcher nach Vorſchrift der Inſtruction für die Beurtheilung ein beſonderes 
Gewicht auf die Preisangaben und die Preis würdigkeit der Waaren zu legen 
war, befanden ſich die Beurtheilungs⸗Commiſſare hinſichtich der meiften Gegen⸗ 
ſtände in der Nothwendigkeit, dieſelben hinſichtlich ihrer Maße und Gewichte zu 
vergleichen und zu dieſem Ende die in den verſchiedenen Landesmaßen oder Ge⸗ 
wichten gemachten Angaben auf ein allgemein anwendbares Maß oder Gewicht 
zu reduciren.“ Dieſelbe Arbeit und Mühe aber welche die Verſchiedenheit der in 
Deutſchland bräuchlichen Maße und Gewichte der Beurtheilungs⸗Commiſſion 
machte, dieſelbe Arbeit und Mühe — wenn auch freilich in kleinerem Umfange 
— verurſacht dieſe Verſchiedenheit tagtäglich auf Tauſenden von kaufmänniſchen 
Comptoiren. 

Der Commiſſion machte am meiſten die Verſchiedenheit der Maße zu 
ſchaffen. In den Gebieten der deutſchen Bundesſtaaten beſtehen gegenwärtig 
über dreißig verſchiedene Ellenmaße, und die Zurückführung der in dieſen ver⸗ 
ſchtedenen Maßen angegebenen Längen und Preiſe auf einen einzigen Maßſtab 
hat der Commiſſion, wie ſie ſagt, die raſche und getheilige Erfüllung ihres 
Auftrages weſentlich erſchwert. Es iſt nun aber nicht zu verkennen, ſagt ſie, 
daß, ſeit bei den meiſten und wichtigſten Manufacturwaaren die Maſſen⸗Pro⸗ 
duction an die Stelle des handwerksmäßigen Betriebs getreten iſt und der all⸗ 
gemeine Handelsverkehr an die Stelle des örtlichen Abſatzes, auch für den täg⸗ 
lichen Handelsverkehr gegenwärtig eine ſolche Abmeſſung und Preisbeſtimmung 
der Manufactur⸗Waaren Bedürfniß iſt, welche es möglich macht, „daß das 
Publikum in allen deutſchen Staaten und ſo viel wie möglich auch in den 
übrigen Abſatzländern die Preiscourante verſtehen und der Detailliſt danach ver⸗ 
kaufen kann. Dieſem Bedürfniſſe eben kann nur Befriedigung werden — durch 
Einführung eines allgemeinen deutſchen Ellenmaßes. 

Man beſprach ſich in der Commiſſion auch weiter über die ſchwierige Frage, 
welche Größe zu der gewünſchten allgemeinen deutſchen Elle gewählt 
werden möchte, und entſchied ſich dabei für das Metermaß. „Schon jetzt“ — 
ſagt die Denkſchrift — vift der Kaufmann bei Sendungen nach entfernten 
Handelsplätzen häufig genöthigt, ſich dieſes Maßes zu bedienen. Die Eintheilung 
des Meters in hundert Centimeter und tauſend Millimeter bietet Gelegenheit zur 
leichten Reduction der vielen anderen Längenmaße auf das Metermaß. Die abe 
ſolute Gewißheit der Meterlänge ſchließt jede Schwankung aus. In mehreren 
deutſchen Staaten liegt das Metermaß ſchon jetzt dem ganzen Maßſyſteme zum 
Grunde. Wir halten es deßhalb für ſehr wünſchenswerth und ausführbar, den 
Meter zur allgemeinen deutſchen Elle zu erheben, dieſelbe in halbe, viertel und 
achtel Ellen von reſp. 50, 25 und 12½ Centimeter einzutheilen und dieſes Han⸗ 
delsmaß in allen deutſchen Staaten und namentlich im deutſchen Zollverein an 
Stelle der verſchiedenen landesüblichen Ellenmaße treten zu laſfen.“ Das Fuß⸗ 
Zoll: und Flächenmaß ſoll dabei einſtweilen unberührt bleiben; die allgemeine 
deutſche Elle werde ſpäter auch bei dieſen Maßen eine Uebereinſtimmung her⸗ 
beiführen helfen. — Von den in Deutſchland bereits im Gebrauche beſtehenden 
Ellenmaßen kann die Commiſſion kein einziges — auch nicht die berliner oder 
die wiener Elle (tefp. 666 s und 779 Millimeter) — zur allgemeinen Ein⸗ 
führung empfehlen; denn keines derſelben habe bisher auch nur im eigenen Lande 
allgemein Anwendung gefunden, keines ſtehe mit den übrigen Längenmaßen der 
betreffenden Staaten in correctem Verhältniſſe, keines verſpreche bei ſeiner allge⸗ 
meinen Einführung dem Handel eine weſentliche Erleichterung bei dem aus⸗ 
wärtigen Verkehr. Der Meter dagegen, welcher der Größe von 1½ berliner 
Elle ziemlich genau entſpricht, ſei für die Abmeſſung und den Handel von Seiden⸗ 
und feinen Baumwollen⸗Waaren in der ganzen Welt ziemlich recipirt. Crefelder 
Seidenfabrikanten facturiren ihre Seiden, Sammte und Bänder nach Petersburg 
in Metern. 

Für die Geſammtheit des bürgerlichen Verkehrs iſt die Einführung eines 
allgemeinen deutſchen Handels gewichtes wohl noch bedeutend wichtiger, 
als die eines allgemeinen deutſchen Ellenmaßes. Es iſt ein offenbar ganz ano⸗ 
maler Zuſtand, daß man in Deutſchland bei den Zollbehörden und bei der Poſt 
nach einem Gewichte rechnen muß, deſſen Gewichtsſtücke von den Aichungsbe⸗ 
hörden den Privaten möglichſt unerlangbar gemacht werden, ſo daß eine uns 
mittelbare Verwägung für den Zoll- und den Poſtverkehr den letzteren meiſtens 
gar nicht möglich iſt, während zugleich die nöthige Umrechnung der Gewichte 
mit den läſtigſten Bruchtheilen zu ſchaffen gibt. Die Hundert⸗Theilung des 
Zollcentners kommt dem Großhandel als Bequemlichkeit nicht zu Gute, weil der⸗ 
ſelbe, bei der erzwungenen Anwendung des anders eingetheilten Handelsgewichtes 
überall zu den verwickeltſten Bruchrechnungen kommt. Auch mit den wichtigeren 
ausländiſchen Gewichten ſteht das preußiſche Handelsgewicht in den läſtigſten 
Berechnungsverhältniſſen, während das Zollpfund weſentlich genau die Hälfte 
des in Frankxeich, Belgien, Holland ꝛc. geltenden Kilogramms ift. 

Die Abhülfe iſt hier aber auch ſchon viel leichter, als bei dem Ellenmaße. 
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| „Die deutſchen Zollvereins regierungen! — 


1 ſagt die „Denkſchrift“ — haben 
durch die Einführung des Zollpfundes in der Größe eines halben Kilo⸗ 


gramms und des Zolleentners in der Größe von hundert Zollpfunden bei 


der Zollverwaltung ein, den Bedürfniſſen des Haudels ganz entf prechendes 
Gewicht zur Geltung gebracht. Eben dieſes Zollgewicht iſt inmittelſt auch bei 
den deutſchen Poſt⸗ und Eiſenbahnverwaltungen anwendbar erklärt und auf dieſe 
Weiſe in den wichtigſten Verkehrsbeziehungen geltend geworden. Die Beläſtigung, 


welche die Ueberführung aus den alten Landesgewichten zum Zollgewicht als 


allgemeinem Handelsgewicht allerdings mit ſich bringt, iſt eine bald voruver⸗ 
gehende, und auch die damit für das Publikum und den Handelsſtand verbun⸗ 
denen Koſten werden bald verſchmerzt ſein. Die Länder des weſtlichen Deutſch⸗ 


. lands haben ſich im erſten Viertel dieſes Jahrhunderts wiederholt ſolchen Re⸗ 
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formen unterwerfen müſſen, und doch iſt gerade in dieſen das Verlangen nach 
der allgemeinen Einführung des Zollgewichts als Handelsgewicht am lebhafteſten.“ 

Möge die treffliche „Denkſchrift“ bei der baieriſchen Regierung und bei 
allen deutſchen Staatsregierungen Berückſichtigung finden! Es wird ſodann bet 
dem bevorſtehenden deutſch⸗öſterreichiſchen Münz⸗Congreſſe um ſo mehr dafür 
Sorge getragen werden, daß ebenfalls die Münzeinthetlungen mit den Einthei⸗ 
lungen des neuen Maß⸗ und Gewichts ſyſtems leichter vergleichbar werden, als 
das jetzt — z. B. zwiſchen den Theilungen von Thalern und Handespfunden, 
die gegeneinander faſt unmeß bar find — der Fall iſt. Unſer verehrter Lands⸗ 
mann, der Herr Geheime Gommercienrath Diergardt, der die münchener „Denk⸗ 
Schrift» beantragt hat, hat in der Commiſſion ſofort auch dieſen Punkt mit in 
Anregung gebracht, es aber rathſam gefunden, die förmlichen Anträge der Denk⸗ 
ſchrift auf die beiden Punkte — Ellenmaß und Handelsgewicht — für jetzt zu 
beſchränken. Auch würde für die leichtere Uebereinſtimmung der Minzeinthei⸗ 
lungen und der Gewichtseintheilungen Thon durch die Einführung des Zollge⸗ 
wichts das Nothigſte gebeſſert ſein.“ 


Ueber gewerbliche Erfindungen und Pateutgeſetze. 
(Fünfter Artikel.) 

Nichts verräth ſo offenbar den innern Zuſammenhang des modernen Pa⸗ 
tentweſens mit dem frühern Monopol⸗ und Privilegienweſen als die Taxe. 
Es iſt bekannt, daß die Monopole und Privilegien, mit welchen man im Mittel⸗ 
alter ſo freigebig war, ihr Entſtehen großentheils der oft wiederkehrenden Fi⸗ 
nauznoth der Regierungen verdankten. Man verkaufte ſie an einzelne Gewerbe⸗ 
und Handeltreibende oder an Körperſchaften, wie man Adelstitel, Officiers⸗ und 
Beamtenſtellen verkaufte: um den leeren Staatsſackel zu füllen; wiewohl man 
dem Publikum gegenüber jene Allein⸗ und Vorrechte als eine verdiente Gunſt 
oder als Maßregel des Gemeinwohls bezeichnete. Der Kaufſchilling, welcher 
bald auf einmal, bald in mehren Terminen oder auch in fortlaufenden Jahres⸗ 
renten gezahlt wurde, bildete da natürlich ein integrirendes Element des Mono⸗ 
pol⸗ und Priwilegienweſens, da er deſſen eigentlicher Entſtehungsgrund war. 
Wir ſahen aber im erſten Artikel, daß das 1623er engliſche Statut, dieſer Aus⸗ 
gangspunkt des geſammten Patentweſens, die Erfindungspatente nur als er⸗ 
haltenswerthen Ueberreſt von der Unzahl der frühern Allein⸗ und Vorrechte be⸗ 
trach tete. Die Geſetzgebung glaubte genug gethan zu haben, wenn ſte, wahrend 
fie dieſe auf hob, jene fortbeſtehen ließ, ohne ſie deshalb des weſentlichſten 
Elementes des alten Monopol⸗ und Privilegienweſens entkleiden zu müſſen. 
Das Erfindungspatent mußte nach wie vor gekauft werden, und war der 
Preis ſo hoch, daß nur reiche Erfinder oder Speculanten ihn zu erſchwingen ver⸗ 
mochten. Bis 1852 herab (auch nach dem 1836er Patentamendement) erhob ſich 
die Taxe für ein auf ganz England ſich erſtreckendes Patent auf nahezu 7000 Fr. 
indem in England 95 K 5 s. 8 d., in Irland 117258 5 d. und in 
Schottland 66 & 8 s. 11 d. zu entrichten waren, von zahlreichen Nebenge⸗ 
bühren abgeſehen. Das neue Geſetz hat die Koſten namentlich dadurch ver⸗ 
ringert, daß ein Patent für alle drei Königreiche gilt; doch erhebt ſich die Taxe 
noch immer auf mehr als 4000 Fr., indem bei Einreichung des proviſoriſchen 
und des definitiven Geſuches, bei Hinterlegung der Speciftcation und beim Er⸗ 
langen des Patents je 5, vor Ablauf des dritten Jahres 40 und vor Ablauf 
des ſiebenten 80 & zu entrichten ſind, wozu noch für andere Formalitäten an 
30—40 C kommen. 

Auffälliger wird man es finden, daß die franzöſiſche Nationalverſammlung, 
welche bei Regelung des Patentweſens von einem „Eigenthumsrecht⸗ des Erſin⸗ 
ders auszugehen vorgab, doch die Taxe beibehielt. Man vergeſſe nicht, daß 
dieſe keineswegs für die Ausübung der Erfindung gezahlt wird; denn ſie 
wird erſtens nicht zurückerſtattet, wenn auch der Patentirte ſie unausgebeutet 
läßt, und er muß zweitens für den Betrieb die übliche Gewerbeſteuer zahlen. 
Wir haben indeß ſchon bemerkt, daß im Grunde die franzoſiſche Geſetzgebung 
die Patente in demſelben Geiſte wie die engliſche auffaßte, nur daß ſie dies nicht 
einzugeſtehen wagte. Die Beibehaltung der Taxe war daher ganz natürlich. 
Nach dem Vorbilde Frankreichs haben ſie dann faſt alle feſtländiſchen Staaten 
in ihre Patentgeſetze aufgenommen. Preußen und Sicilien ſind unſeres Wiſſens 
die einzigen Staaten, welche, außer unbedeutenden Stempel⸗ und ähnlichen Ge⸗ 
bühren, das Patent unentgeltlich verabfolgen. Hingegen hat Nordamerika den 


Kaufſchillings⸗Charakter der Taxe noch ſchärfer hervorgehoben, indem es den 
Preis des Patentprivilegiums nach der Nationalität des Erfinders variiren 
läßt, dem Amerikaner (oder Ausländer der ein Jahr in den Verein. Staaten 
wohnt und ſeine Abſicht, Bürger derſelben zu werden, eidlich kundgegeben hat) 
verkauft ſie es für 30, dem Engländer für 500, jedem andern Ausländer für 
300 Dollars. 

Hoffentlich wird bald eine richtigere Auffaſſung der Taxe ſich geltend 
machen. Mehre neuere Patentgeſetze ſuchen offenbar den Uebergang anzubahnen. 
Die gegenwärtig in Kraft ſtehenden Beſtimmungen laſſen ſich füglich in drei 
Hauptgruppen mit einigen Unterabtheilungen zuſammenfaſſen. Die erſte Gruppe 
bilden England und Nordmaerika, welche nur eine unveränderliche Patentdauer 
und daher auch nur eine Taxe kennen; doch muß dieſelbe in Amerika vollſtän⸗ 
dig, während in England nur einige Nebengebühren voraus bezahlt, die eigent⸗ 
lichen Taxen (120 4) aber zu ½ vor dem 4. und zu 2½ vor dem 8. Jahre ent⸗ 
richtet werden. In die zweite Gruppe reihen wir jene Staaten, welche eine 
dreifache Patentdauer kennen und dem entſprechend eben fo viel Taxenſätze haben. 
Unter diefen Staaten ift Frankreich der einzige, wo die drei Perioden, auf welche 
das Patent genommen werden kann, eine relativ gleiche Taxe haben; es koſtet 
nämlich ein 5jähriges Patent 500, ein 10jähriges 1000 und ein 15jähriges 1500, 
alſo jedes Jahrfünf gleichmäßig 500 Fr. Die anderen Staaten hingegen laſſen 
eine progreſſive Erhöhung eintreten. So koſten jene drei Patente in Spanien 
1000, 3000 und 6000, alſo die erſten 5 Jahre nur 1000, während fite die zwei⸗ 
ten noch 2000 und für die dritten noch 3000 Realen hinzuzufügen ſind. In 
Holland find die Maximalſatze: 150, 400 und 750, d. h. fürs erſte Jahrfünf 
150, fürs zweite noch weitere 250, fürs dritte noch weitere 350 fl. In Ruß⸗ 
land zahlt ein 5jähriges Erfindungspatent 150, ein 10 jähriges 450 Rubel, alſo 
das zweite? Jahrfünf gerade doppelt ſo viel als das erſte; eben ſo ſind für 
5:, 10⸗ und 15jährige Patente in Parma die Anſätze: 30, 80 und 150, alſo 
fürs erſtere Jahrfänf nur 30, fürs zweite noch weitere 50 und fürs dritte wei⸗ 
tere 70 irre. In die dritte Gruppe endlich verweiſen wir jene Staaten, welche die 
Taxe nicht für 2—3 runde Perioden, ſondern pr. Jahr anſetzen und fordern. 
Auch hier herrſchen aber zwei Syſteme; manche Staaten fordern die gleiche 
Taxe für alle Jahre der Patentdauer, ſo z. B. der Kirchenſtaat je 10 Skudi, 
Würtemberg je 25 fl. jährlich, während andere eine progreſſive Steigerung haben. 
So iſt in Oeſterreich für die erſten 5 Jahre je 20 fl. jährlich zu zahlen, vom 
6. bis 10. Jahre ſteigt die Taxe jährlich um 5 fl., fo daß fürs 10. Jahr ſchon 
50, vom 11. bis 15. ſteigt fie jährlich um 10, fo daß fürs 15. Jahr 100 fl. 
zu entrichten ſind. In Baiern find für die erſten 5 Jahre je 5, für die weitern 
5 Jahre je 10 fl. zu zahlen, während die Tare vom 11. Jahre an jährlich um 
10 fl. ſteigt, alſo fürs 15. Jahr ſchon 60 fl. beträgt. 

Es laßt ſich e ſchwer verkennen, daß der Kaufſchillings⸗Charakter der Taxe 
am ſchärfſten im erſten, minder ſcharf im zweiten Syſtem ausgeprägt und im 
dritten noch mehr geſchwächt iſt. Die engliſche und nordamerikaniſche Regie⸗ 
rung ſagen ohngefähr dem Bittſteller: Mir iſt es gleich viel, ob du von vorn⸗ 
herein deine Erfindung volle 14 oder nur 3—4 Jahre lang ausbeuten zu können 
glaubſt, gleichviel ob du ſie hinterher wirklich während der vollen Patentdauer 
oder aus Geldmangel oder andern Urſachen gar nicht oder nur kurze Zeit aus⸗ 
beuteſt: ich verkaufe keine andern als 14jährige Patente und kann von meinem 
firen Preis keinen Heller erlaſſen. Das Unbillige einer ſolchen Sprache ift 
augenfällig. Im zweiten Syſtem iſt dieſe Schroffheit inſoweit gemildert, als 
es dem Erfinder wenigſtens ermöglicht wird, die zu entrichtende Taxe ſeinen 
Geldverhältniſſen und der muthmaßlichen Ausbeutungs dauer ſeiner Erfindung an⸗ 
zupaſſen. Die franzöſiſche Regierung z. B. ſagt ihm: Hier find 5% 10⸗ und 
15jährige Patente zu 500, 1000 und 1500 Fr., wähle, je nachdem deine Ver⸗ 
hältniſſe es erlauben, deine Vorausſichten es räthlich machen. Das dritte Syſtem 
geht hierin noch weiter, indem es den Erfinder nicht blos zwiſchen drei, ſondern 
15 Perioden und Taxen frei wählen läßt. Aber überall muß er doch wählen, 
d. h. er muß beim Patentanſuchen die Zahl der Jayre angeben, während deren 
er ſeine Erfindung auszubeuten wünſcht und die hierfür entfallende Taxe ent⸗ 
richten. Ob er ſie hinterher nur kürzere Zeit oder gar nicht ausbeutet, kömmt 
nicht in Betracht. Das neue belgiſche Geſetz hingegen hat in dieſer Beziehung 
einen weſentlichen Fortſchritt gemacht: es fordert keine Vorausbeſtimmung der 
gewünſchten Patentdauer undffolglichß auch keine Vorausbezahlung. Zu Anfang 
jeden Jahres iſt die Taxe für das beginnende Jahr zu entrichten; ſobald der 
Patentirte ſeine Erfindung nicht mehr ausbeuten will oder kann, hat er keine 
Taxe zu zahlen. 

Offenbar wird hier nicht mehr für die Ertheilung des Patents, ſondern 
für die Ausbeutung der Erfindung gezahlt, da die Taxe mit der Ausbeutung 
ſtehet und fällt. Sie iſt dann kein Kaufſchilling, ſondern eine beſondere Steuer. 
Freilich haben die Patentirten auch die allgemeine Gewerbeſteuer zu entrichten; 
da fie aber nächſt dem allgemeinen, Jfür jeden Gewerbetreibenden geltenden, noch 
einen beſonderen Schutz des Geſetzes verlangen, fo iſt es natürlich, ſie eine be⸗ 
ſondere Steuer zahlen zu laſſen, welche der Regierung die Koſten des eigenen 
Patentbüreaus, der beſondern Publicationen u. dergl. zurück erſtatte. Man 
könnte dann höchſtens die progreſſive Taxerhöhung ungerechtfertigt finden, da 
jene Regierungsmühen und Auslagen wohl nicht mit der Patentdauer ſteigen. 
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Dies läßt ſich jedoch in zweifacher Beziehung vollkommen rechtfertigen. Das 
Geſetz gehet bei Beſtimmung der Taxe von dem Gedanken aus, daß ihre Total⸗ 
ſumme den Mühen und Auslagen, welche das Patent während ſeiner ganzen Dauer 
den Behörden verurſacht, entſpreche, z. B. daß in Belgien ein Patent, das ſeine 
vollen 20 Jahre läuft, eine Vergütung von 2100 Fr. (welches die Totalſumme 
der 20 Jahrestaxen) nöthig mache. Anſtatt ſie aber gleichmäßig zu vertheilen, 
d. h. vom Patentirten jedes Jahr 105 Fr. zu verlangen, begnügt die Regierung 
ſich anfangs, wo er noch mit den erſten Schwierigkeiten der Ausbeutung zu 
kämpfen hat, mit geringen Abſchlagszahlungen und verlangt die hinterherige 
Ausgleichung der Differenzen in dem Maße, als ſein Unternehmen ſich durch die 
Fortdauer conſolidirt und mehr Gewinn abwirft. Zugegeben aber auch, daß 
die 20jährige Totalſumme nicht im gerechten Verhältniß mit den 20jährigen 
Regierungsmühen und Auslagen ſtehe und ſie zu theuer bezahle, ſo iſt nicht zu 
vergeſſen, daß viele Erfinder ſchon nach 1—2 Jahren, d. h. nachdem ſie erſt 
10-30 Fr. gezahlt, das Patent fallen laſſen. An dieſen verliert die Regierung; 
ſie erhält von ihnen keine genügende Vergütung für die Mühen und Auslagen, 
welche ſie ihr während der 1—2 Jahre verurſachten. Da aber dieſe Koſten für 
die Geſammtheit der Erfinder gemacht werden, ſo iſt es nicht unbillig, wenn 
die glücklichen, welche ihr Patent lange ausbeuten, zum Theil für die unglück⸗ 
lichen zahlen, welche den Kampfplatz zu frühzeitig verlaſſen, um ihren Schuld⸗ 
antheil ganz abtragen zu können. 

Nur von dieſem Geſichtspunkte aus, nämlich als Vergütung der beſondern 
Mühen und Auslagen, welche das Patentweſen den Behörden verurſacht, läßt 
ſich die Taxe billigen; ſie iſt als ſolche vollberechtigt. Man hat mancher Orten 
in ihr eine Garantie gegen den Charlatanismus ſehen wollen und glaubte ſie 
deshalb nicht hoch genug hinaufſchrauben und die Zahlungsbedingungen nicht 
genug erſchweren zu können. Dann muß es aber ſonderbar ſcheinen, daß eben 
die englifche und amerikaniſche Regierung, welche ſchon durch die (theilweiſe oder 
vollſtändige) vorgängige Prüfung dem Charlatanismus vorzubeugen ſuchen, noch 
die Targarantie nöthig finden und in dieſem Punkte am ſtrengſten find. 
Uebrigens wäre die Garantie wirkungslos; der Charlatan wird, gewöhnlich 
leichter als der ehrliche und beſcheidene Erfinder die Mittel zur Befriedigung 
der Tarforderung aufzutreiben vermögen. Wir können aber, mit geringer Aen⸗ 
derung, nur unſere frühere, betreffs der officlellen Prüfung gemachte Bemerkung 
wiederholen: wir mögen lieber in Folge niedriger Taxen hundert werthloſe oder 
unberechtigte Erfindungen patentirt, als eine werth volle durch unerſchwingliche 
Taxforderungen im Keime erſtickt ſehen. Andererſeits betrachtet man die Taxe 
als eine Entſchädigung, welche der Patentirte an die Geſellſchaft zahle, für die 
Beſchränkung, welche er in einem gewiſſen Punkte der Verkehrsfreiheit auflegt. 
Die Geſellſchaft läßt ſich ja aber dieſe Beſchränkung nur in der Vorausſetzung 
gefallen, daß ſie durch den Nutzen des Patentweſens wieder aufgewogen werde; 
ſie hat daher kein Anrecht auf eine zweite Entſchädigung. Glaubt ſie etwa, 
daß Vor⸗ und Nachtheile einander nicht genau die Waage halten, ſo ſtehet es 
ihr frei, erſtere von vornherein zu ſchmälern, z. B. die Patentdauer kürzer an⸗ 
zuſetzen. Dem Erfinder wiſſentlich zuviel gewähren um es ihm auf anderem 
Wege abzunehmen, iſt Verkehrtheit. 

Allerdings gilt auch uns (wie im erſten Artikel ausgeführt worden) jedes 
Patent als Privilegium; doch nicht als ſolches, das (wie im Mittelalter) wegen 
des Einkommens, das es dem Fiscus bringt, ſondern wegen ſeiner innern Zu⸗ 
läſſigkeitsgründe: weil der Erfinder es verdient, und weil es durch Aneiferung 
des Erfindungsgeiſtes unmittelbar auch der Geſammtheit nützt, ertheilt werden 
ſoll. Dann darf aber die Patentnahme in keiner Weiſe, alſo auch nicht durch 
ſchwere Anforderungen gehemmt werden. Die Taxe ſollte daher in der Regel 
1) die amtlichen Koſten des Patentweſens nicht überſchreiten, und 2) mit der wirkli⸗ 
chen Ausbeutung der Erfindung gleichen Schritt halten. Eine ſehr hohe Taxe, 
welche weit über erſtern Zweck hinausreicht, ſcheint demnach von vornherein ver⸗ 
werflich; ebenſo unzuläſſig aber auch (ohne Rückſicht auf deren Höhe) die ge⸗ 
forderte Vorausbezahlung für einen läng ern Termin, von dem der Patentirte 
ſelbſt nicht mit Beſtimmtheit vorausſagen kann, ob auch die gewinnbringende 
Ausbeutung ſolange möglich ſein wird. Auch geſtattet in der That die franzö⸗ 
ſiſche Regierung die Bezahlung der Taxe in Jahresraten von 100 Fr. Warum 
wir indeß, auch bei Nichtvorausbezahlung, der progreſſiven vor der gleich mäßi⸗ 
gen den Vorzug geben, wurde bereits geſagt. Die belgiſche Methode ſcheint uns 
deshalb die zweckmäßigſte. Dies gilt aber nur von der Zahlungs weiſſe. Daß 
nicht die Totalſumme der 20jährigen Taxen (2100 Fr.) an ſich zu hoch iſt, 
möchten wir keineswegs behaupten. Doch iſt dies eine Detailfrage, deren Löſung 
zu ſehr von rein localen Verhältniſſen abhängt, als daß wir hier auf ſie eingehen 
könnten. 

Hingegen ſcheint uns eine andere, auf die Taxenzahlung bezügliche Verfü⸗ 
gung, welche aus ältern Patentgeſetzen auch in das neue belgiſche übergegangen, 
entſchieden tadelnswerth. Wir meinen den ſofortigen Verfall des Patents, ſobald 
die Taxe nicht zur gehörigen Zeit (im erſten Monat eines jeden Jahres) gezahlt 
wird. Die meiſten ältern Geſetze haben allerdings dieſe Beſtimmung; ſie hat 
aber nur dann einen vernünftigen Sinn, wenn man in der Taxe eine Garantie, 
einen Kaufſchilling, oder eine Entſchädigung ſieht, und demgemäß beim Abgang 
derſelben den gegenſeitigen Vertrag als annullirt betrachtet. Wir erwähnten 


aber bereits, daß das belgiſche Geſetz und ebenſo mehre andere „ 
geſetze die Taxe durchaus nicht von dieſem Geſichtspunkt aus, ſondern als HF * 


Steuer wegen Nichtzahlung ſofort den Verfall des bezüglichen Rechtes enen, 
Und warum ſoll der Patentirte all' ſeiner Befugniß verloren gehen, weil er et 4 
die Taxentrichtung vergaß, oder durch Abweſenheit oder Geldmangel fie unte 
ließ? Man hatte ſchon früher in Belgien die Unbilligkeit deffen eingeſehen, 4 | 
die Regierung hatte unter dem alten Geſetze, welches Vorausbezahlung forderte | 
oft die ratenweiſe Zahlung gewährt, oft die Taxe ganz erlaſſen. Um ſo aul 
fälliger iſt dann die Aufnahme jener Beſtimmung in das neue Geſetz. Wenig 
ſtens ſollte unſeres Erachtens der Nichtzahlung eine amtliche Mahnung ee | 
erklärt der Patentirte dann, die Taxe nicht mehr zahlen zu wollen, weil er * 
Patent aufgebe, fo ſtehet der offiziellen Verfallserklärung nichts im Wege. 5 
er aber ſein Patent weiter ausbeuten, ſo möge die Regierung die Taxe, wie jeben 
andern Steuerrückſtand, auf dem Executionswege eintreiben. Glaubt man durch 
aus (wir wiſſen zwar nicht warum?), bei dieſer Steuer ſtrenger, als bei . 
andern verfahren zu müſſen, fo ermächtige man die Regierung: dem Patentitten hy 
den Fortbetrieb ſeines Geſchäftes bis zur Taxzahlung zu unterſagen. Auf d | 
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Nichtzahlung aber ſofort, ohne alle Warnung und Formalität, den Verfall 
Patents zu erklären, läßt ſich in keiner Weiſe rechtfertigen. ' 

Sowenig als die Beibehaltung dieſer Verfallsbedingung möchten wir * 
Nich tbeibehaltung einer andern als eine Lichtſeite des belgiſchen Geſetzes ber 
trachten. Die große Mehrheit der europäiſchen Patentgeſetze legt nämlich dem 
Patentirten die Verpflichtung der wirklichen Ausübung ſeiner Erfindung au 
das Patent verfällt, wenn er nach deffen Erlangung eine gewiſſe Friſt verstreichen 
läßt, ohne die Ausbeutung zu beginnen, oder dieſe hinterher während einer gle⸗ 
chen Friſt unterbricht. Die Dauer dieſer Friſt iſt ziemlich mannigfaltig. er 
ift am kürzeſten bemeſſen in Preußen und Hannover, wo das Patent verfällt | 
wenn die Ausbeutung nach ſechs Monaten nicht begonnen oder ſechs Monate 
eingeſtellt worden. Andere Staaten gewähren ein Jahr, wie Sachſen, Spanten, 
Kirchenſtaat, Sizilien, oder zwei Jahre, wie Oeſterreich, Frankreich, Holland, 
Schweden. Wieder andere Staaten gewähren eine proportionelle Friſt, ſo z. 8. 
Rußland ein Viertel, Portugal die Hälfte, Baiern ebenfalls die Hälfte der 
Patentdauer, wenn das Patent auf weniger als 6, und 3 Jahre, falls es auf 
mehr denn 6 Jahre genommen iſt. Doch kann mancher Orten, z. B. in Sachſen 
und Holland, beim Nachweis beſonderer Gründe, von der Regierung eine Ber 
längerung biefer Friſt gewährt werden. Die Pfli cht der Ausbeutung an ſich 
wird ſomit überall anertannt, und ſcheint uns dies im Geiſte des Patentweſens 
vollkommen begründet zu ſein. Die Geſellſchaft läßt ſich die durch jedes Patent 
veranlaßte Beſchränkung der allgemeinen Verkehrsfreiheit nur deshalb gefallen, 
weil es ihr billig und in ihrem eigenen Intereſſe nützlich ſcheint, dem Erfinder 
durch ein zeitwelliges Alleinrecht die Rückgewinnung ſeiner gehabten Mühen und 
Auslagen zu ermöglichen. Wenn er aber die Erfindung nicht ausübt, fo hat das 
Patent keinen Zweck mehr, und ſein Verfall iſt dann natürlich; noch weniger 
aber kann mau der Geſellſchaft zumuthen, daß fie, wenn hinterher daſſelbe Pro’ 
duct, Mittel oder Verfahren von einem Dritten entdeckt oder verbeſſert wird, 
ſich den Genuß deſſelben verfage, und ihm deſſen Ausübung verbiete. Daß Eng’ 
land und Amerika dieſe Verpflichtung des Patentirten gar nicht kennen, iſt in 
ihrer Auffaſſung des Patentweſens wohl begründet: Der Stu at hat dem Err 
finder ein Privilegium verkauft, und ſobald dieſer den Kaufſchilling bezahlt, darf 
Niemand mehr ſich darum bekümmern, ob er das erſtandene Gut benutzt oder 
nicht. Bei der richtigern Auffaſſung des Patentweſens aber, welche dem belgi⸗ 
ſchen Geſetz und mehren neuern Geſetzen zu Grunde liegt, iſt dieſes Raiſonnement 
nicht ſtichhaltig, und die Verpflichtung zur Ausbeutung ſcheint uns aus den an 
gedeuteten Gründen unerläßlich. 

Freilich kann die Nichtausbeutung zuweilen eine unfreiwillige ein, wo 46 
ungerecht wäre, ſie den Erfinder mit dem Patentverfall büßen zu laſſen. Es 
ſcheint daher nicht unbillig, wenn beim Nachweis gewichtiger Verhinderungs? 
gründe jene Friſt verlängert wird. Daß aber eine ſolche Friſt geſetzt ſei, finden 
wir vollkommen in der Ordnung, und bedauern, daß die diesfällige Beitimmung 
nicht aus dem ältern in das neue belgiſche Geſetz übergegangen, und der 222 
tirte nur wenn er im Auslande feine Erfindung ſchon ausbeutet, auch im Inst 
zu deren Anwendung verpflichtet ift, Uebertrieben wird jedoch dieſe — daß 
wenn von dem Patentirten verlangt wird (wie in Sardinien und . Ne. 45 
er der Regierung nach Ablauf des erſten Jahres die Beweiſe von — d re 
nen, und nach Ablauf eines jeden weitern Jahres die von der e. Kir 
beutung vorlege. Es genügt vollkommen, wenn prinzipiell die . 5 5 
als Verfallsgrund ausgeſprochen, und es dann der Behörde, wie Jedem Ve 9 
ligten freigeſtellt wird, vorkommenden Falls die Nichtausbeutung anzuzeigen, = 
darauf hin die Verfallserklärung des Patents zu veranlaſſen. Hierbei ſtehen 3 

ö ö g des P — bie e e 
bleiben, ſcheint uns um ſo nöthiger, als jene offizielle Controle der Regie a 
leicht zu weitern Einmiſchungen derſelben führen kann, wie 8. B. das kirchen⸗ 
ſtaatliche Patentgeſetz ihr die Befugniß zugeſtehet: ein Patent zu annulliren, 
wenn ſie die patentirte Induſtrie in Verfall findet. 1 

Wird einmal die patentirte Erfindung wirklich ausgeübt, 
des Patents vollkommen erfüllt, und Niemand hat wohl das Recht, ſich 


fo. iſt der Zweck 
darum 


R 
1 
0 
K 
0 
$ 


\ 
L 
l 
\ 
N 


— 


zu kümmern, wie und wo dies geſchieht. Wenigſtens können wir in der Natur 
des Patents durchaus nicht den Grund finden, warum der Patentirte in ſeinem 
Betrieb weniger Freiheit, als jeder nichtpatentirte Induftrielle genießen ſollte. 
Und doch beſtehen diesfalls noch mehre beſchräntende Verfügungen, ſo z. B. die 
Ältere franzöſiſche und ruſſiſche, wonach der Erfinder den patentirten Gewerbs⸗ 
zweig nicht mit Hülfe einer Actiengeſellſchaft ausbeuten, oder die ſardiniſche, 
wonach er ſeinen Geſchäftsbetrieb nicht ohne k. Genehmigung abtreten darf. 
Wir geſtehen offen, daß es uns trotz allen Nachſuchens und Nachdenkens unmög⸗ 
lich war, einen vernünftigen Grund dieſer Beſchränkungen zu entdecken. Be⸗ 
greiflicher, aber deshalb nicht berechtigter, iſt die aus dem ältern franzöſiſchen 
in das hollͤndiſche und ſiziliſche Geſetz übergegangene Beſtimmung, wornach das 
Patent erliſcht, wenn der Erfinder hinterher auch im Auslande ein Patent gelöſtt. 
Man gehet hierbei von dem Gedanken aus, daß das Patent zum Frommen der 
heimiſchen Induſtrie dienen, ihr nämlich durch die patentirte Erfindung in dem 
bezüglichen Gewerbszweige einen Vortheil über die ausländiſchen Concurrenten 
verſchaffen ſolle, welches Ziel verfehlt iſt, ſobald die Erfindung auch im Auslande 
patentirt und geübt wird. Dieſe Anſchauung iſt ohngefähr dieſelbe, welcher zu⸗ 
folge England noch vor 2—3 Jahrhunderten die Ausfuhr von Maſchinen, Er⸗ 
zeugungsmitteln und methoden, Fabrikarbeitern u. dgl. mit der härteſten, oft mit 
Todes ſtrafe belegte. England hat alle derartigen Beſtimmungen längſt aufge⸗ 
geben, und bereuet es schwerlich. Allerdings follen, wie die einzelnen Induſtriellen 
ſo auch die Induſtrien verſchiedener Staaten mit einander wetteifern und ein⸗ 
ander den Vorrang abzugewinnen ſtreben, die Mittel hierzu jedoch nicht in elenden 
Nothbehelfen, wie die angedeuteten, ſondern durch möglichſte Kraftentfaltung 
und Geiſtesanſtrengung ſuchen. Bei der heutigen Verkehrslebhaftigken von Land 
zu Land kann übrigens jene Beſchränkung ihren Zweck gar nicht erreichen denn 
wenn z. B. der in Holland patentirte Erfinder ſeine Erfindung nicht in Belgien 
einführen und patentiren laſſen kann, ſo wird jeder Belgier ſich ihrer bemächti⸗ 
gen konnen, und das Uebergewicht, welches die holländiſche In duſtrie durch den 
Alleinbeſitz der patentirten Erfindung haben ſollte, wird hierdurch um ſo ſicherer 
und raſcher zerſtört werden. 

Die meiften neuern Geſetze haben denn wirklich dieſe Beſchränkung aufge⸗ 
hoben, und es dem Erfinder freigeſtellt, ſich in allen Ländern der Welt paten⸗ 
tiren zu laſſen, und. feine Erfindung daſelbſt auszuüben. Doch hat ſich noch 
mancher Orten, z. B. in Frankceich, eine verwandte Beſchränkung erhalten, die 
nämlich: daß er ſeine Erfindung im Lande ſelbſt üben muß, und (einige Ans 
nahmsfälle abgerechnet) die Patentobjecte bei Verluſt ſeines Patents nicht ein⸗ 
führen darf, Es ſoll hierdurch die Beſchäftigung und der Erwerb, zu welcher 
der patentirte Induſtriezweig Anlaß gibt, dem Lande erhalten, und verhütet 
werden, daß die helmiſche Conſommation nicht dem Auslande „teibutärd werde. 
Die Idee begreift ſich wohl in dem claſſiſchen Muſterlande des Protections⸗ und 
Prohibitionsunweſens (Frankreich). Uns ſeint jene Beſchränkung eben ſo unge⸗ 
recht in Bezug auf den Patentirten, als zwecklos in Bezug auf die Conſumen⸗ 
ten. Bei gleichen Verhältniſſen liegt es dech ſchon im eigenen Intereſſe des 
Patentirten, für den heimiſchen Bedarf im Lande ſelbſt zu fabriziren, weil er ſich 
hierdurch die Transportkoſten erfpark Sieht ter es kroden dür die Patent⸗ 
objecte einzuführen, ſo muß dies feine gewichtigen Gründe haben. Der Erfinder 
z. B., der ſich für Frankreich einen neuen Pflug patentiren läßt, wird ſeine 


Pflüge vielleicht lieder in Belgien fabriziren, weit hier Eiſen und Kohle billiger 


lebens nicht maß gebend ſein dürfen. 


ſind; oder wer ſich für Preußen eine neue Art Stahlfedern patentiren läßt, wird 
ſie lieber in Birmingham als in Berlin erzeugen, weil er hierfür am erſteren 
Orte geſchicktere Arbeiter findet. In beiden und in allen ähnlichen Fällen iſt es 
für die Conſumenten viel vortheilhafter, das Patentobject vom Auslande billiger 
und vollendeter eingeführt, als es im Lande ſchlechter und theuerer erzeugt zu 
ſehen. Freilich wird hierdurch der heimiſchen Arbeit ein Verdienſt entzogen und 
mehr Geld ins Ausland vgeſchleppt“; die moderne Nationalökonomie hat es jedoch 
längſt außer Zweifel geſetzt, daß ſolche Rückſichten bei 9 0 N 


Rechts fälle, 
ir haben neulich die Principien erörtert, welche bei dem Berliner 
güldefdande Pe in Betracht kommen. Wir ſind heute im Falle, die 
Hauptmomente der Anklage⸗Acte mittheilen zu können. Sie iſt gerichtet ge⸗ 
gen Herrman Gerſon, Beſitzer des bekannten Modewaren Geſchafte in Ber⸗ 
lin und deſſen Buchhalter Löwenheim als Hauptangeklagte, gegen Kauf. 
mann Rofenthal und gegen zwei Brüder Naſch, als Theilnehmer bei ein⸗ 
zelnen Fallen. Sie verbreitet ſich zuerſt ausführlich über die Natur der 
Meß⸗ und laufenden Conti, welche wir als bekannt vorausſetzen dürfen, 
und fährt dann fort: 8 
„Dae Salat der Leipziger laufenden u. Meßconten iſt auf Beran- 
laſſung einer Anzahl zollvereinsländiſcher Kaufleute vielfach zu dee 
in der Weiſe benugt worden, daß die Conten-Inhaber Waaren, we ch e 
ihnen nicht gehörten und ſich im freien Verkehr befanden, an Stelle 
der contirten Waaren von ihrem Conto haben abſchreiben laſſen. 
Die zollvereinsländiſchen Kaufleute, zu denen auch die Angeklagten ge⸗ 
hören, haben im freien Verkehr befindliche, ihnen gehörige Waaren, welche 


ſie entweder als verkauft oder als Retour⸗Gut in das Ausland ſenden 
wollen, nach Leipzig geſchickt und einen dortigen Conto⸗ Inhabtr erſucht, 
deren Abſchreibung von ſeinem Conto zu bewirken. 

Der Conto⸗Inhaber hat dann dieſe Waaren mittelſt des vorſchrifts 
mäßigen Certificats der Leipziger Zollbehörde als ſolche vorgeführt, welche 
für ihn notirt ſeien und von ihm in das Ausland verſendet werden ſollten. 
In Folge deſſen hat die Zollbehörde die Waaren von feinem Conto ab- 
geſchrieben. 

Durch dieſe Abſchreibung wurde der Conto⸗Inhaber rückſichtlich eines 
den abgeſchriebenen fremden Waaren an Gattung und Menge gleichkommen⸗ 
den Quantums eigner notiter Waaren von feiner bedingten Verpflichtung, 
den Eingangs zoll davon zu entrichten, befreit. 

Er durfte aber von dieſer Verpflichtung nur frei werden durch die 
Abſchreibung jenes Waarenquantums ſelbſt. Letzteres iſt unabgeſchrieben in 
ſeinen Händen geblieben. Mithin hat der Conto-Inhaber den Eingangszoll, 
welcher auf jenem Quantum eigner contirter Waaren haſftete, der Zollvereins⸗ 
kaſſe entzogen. In ſeinem Verfahren liegt alſo der Thatbeſtand einer Zoll⸗ 
defraudation. 

(S. 2 des Zollvereinsgeſetzes vom 23. Januar 1838.) 

Der zollvereinsländiſche Kaufmann, welcher den Conto⸗Inhaber zur 
Verübung dieſer Zolldefraudation angereizt und die Mittel dazu durch Ueber- 
fendung feiner Waaren wiſſentlich hergegeben hat, iſt der Theilnehmer jener 
Defraude. 

(. 16 a. a. O.) 
(S. 34 des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851.) 

Leßterer hat zugleich den hauptſächlichen Vortheil von der Defrau⸗ 
dation gezogen, indem der Gonto-Inhaber in der Regel dem Ueberſender der 
abgeſchriebenen fremden Waaren den Zoll, welchen er ſelbſt durch die Ab⸗ 
ſchreibung erſparte, gezahlt hat. 

Die Defraudation erſcheint nach §. 12 des Zollſtrafgeſebuches vom 
23. Jan. 1838 als mit dem ſechsfachen Betrage des hintergezogenen Zolles 
zu ahnden, weil der Unterſchlef mit Waaren verübt iſt, welche dem Defrau⸗ 
danten unverzollt anvertraut worden ſind. 

Hinterzogen iſt der Eingangszoll nach Abzug des geringen Durch 
gangs zolles, welcher letztere von den abgeſchriebenen Waaren entrichtet und in 
die Zollvercinskaſſe geſloſſen iſt. 

Zuweilen iſt der eben erwähnten Manipulation eine andere vorausge- 
gangen, durch welche die Defraudation eine andere Geſtalt gewinnen würde. 

Der angeklagte Gerſon hat nämlich zuweilen ausländiſche Waaren, 
welche er für nich im Auslande gekauft hatte, unter der Adreſſe eines Leip⸗ 
ziger Conto- Inhabers in das Zollvereinsgebiet eingeführt. Der Conto-Inha⸗ 
ber hat die Wagre, ſobald ſie in ſeine Hände gelangte, der Steuerbehörde 
in Leipzig als für ihn eingegangen declarirt, dieſelbe als ſolche auf ſeinem 
Conto anſchreiben laſſen und dann an Gerſon im freien Verkehr überſendet. 

Gerſon behauptet, daß in verſchiedenen der gegen ihn zur Anklage ge⸗ 
ſtellten Fälle, die über ein Leipziger fortlaufendes Conto von ihm ausgeführeten 
Waaren über jenes Conto eingeführt und mit der auf jenem Conto ange- 
ſchriebenen Waare identiſch geweſen ſcien. 

Für die Annahme einer ſolchen Identität fehlt es an jedem Anhalt, 
da die Waaren, nachdem ſie in Leipzig contirt worden, im freien Verkehr, 
d. h. ohne jede ſteueramtliche Controle nach Berlin gegangen und von Ger⸗ 
on auf Lager genommen worden ſind. Es wird daher Sache des Gerſon 
ſein, den von ihm aufgeſtellten Einwand zu beweiſen. 

Aber auch der Nachweis dieſer Identität würde den Thatbeſtand der 
Defraude nicht aufheben, ſondern dieſelbe nur unter einem andern Geſichts⸗ 
punkte erſcheinen laſſen. 

Die Defraudation iſt dann nicht in Betreff einer dem Leipziger Conto⸗ 
Inhaber gehörigen Waare, ſondern rückſichtlich einer Gerſonſchen Waare 
ſelbſt begangen. Denn von dieſer iſt bei der Einfuhr, in Folge der Ab⸗ 
ſchreibung auf dem Conto des Leipziger Großhändlers, ein Eingangs zoll 
nicht entrichtet, und auch in Folge der fpäteren Wiederausfuhr und damit 
verbundenen Abſchreibung vom Conto dem Zollverein der Anſpruch auf 
ſpätere Einforderung des Eingangszolles entzogen worden. 

Den Gerſonſchen Waaren ſtand aber kein Recht darauf zu, frei vom 
Eingangszoll in das Ausland zurückgeführt zu werden. Nach der Zollgeſetz⸗ 
gebung bildet es die Regel, daß von eingehenden fremdländiſchen Waaren 
der Eingangszoll ſofort entrichtet, und derſelbe bei einer demnächſt erfolgen⸗ 
den Wiederausfuhr nicht zurückerſtattet wird. Nur in ausdrücklichen Aus⸗ 
nahmefällen, namentlich hinſichtlich der zu einer Packhofs⸗Niederlage oder 
auf einem Meß⸗Conto, reſp. fortlaufenden Conto eines Leipziger Großhänd⸗ 
lers zur Anſchreibung gelangenden Waaren, iſt das Gegentheil nachgelaſſen. 

Ein ſolcher Ausnahmefall ſteht dem Gerſonſchen nicht zur Seite, und 
er kann für feine Waaren nicht das Privilegium in Anſpruch nehmen, 
welches den Leipziger Großhändlern für Waaren, mit welchen dieſe Handel 
reiben, bewilligt worden iſt. 

Darin, daß Gerſon trotz der mangelnden Berechtigung es möglich ge⸗ 
macht hätte, eine ausländiſche Waare in das Zollvereins⸗Gebiet einzuführen 
und wieder auszuführen, ohne davon den Eingangszoll zu entrichten, würde 
der Thatbeſtand der Gefäll⸗Hinterziehung liegen. 

Gegen die Conto⸗Inhaber und die fonfligen königlich ſächſiſchen Unter 


thanen, welche bei den ermittelten Defraudationen der hier in Rede ſtehen⸗ 
den Art betheiligt ſind, iſt die Unterſuchung in Leipzig eröffnet. . 

Gegen die preußiſchen Theilnehmer muß bei der, für diefe an ſich com 
petenten preußiſchen Behörde die Anklage erhoben werden, da nach Artikel 
11 des Zoll Kartells vom 11. Mai 1833 (G. S. 1833 p. 248) die könig⸗ 
lich ſächſiſchen Behörden zum Einſchreiten gegen dieſelben nur in dem hier 
nicht vorliegenden Falle berechtigt fein würden, daß fie in Sachſen verhaftet, 
oder ihnen gehörige Effecten in Sachſen mit Beſchlag belegt wären, 0 

Hiernach würde zunächſt das hieſige königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt für aus⸗ 
ländiſche Gegenſtände zur Unterſuchung und Entſcheidung gegen die Ange⸗ 
klagten competent ſein. Daſſelbe hat durch Schreiben vom 19. Juni 1853, 
auf Grund der Ermächtigung des General⸗Steuer⸗Directors vom 17. Juni 
1853, die ſofortige Einleitung des gerichtlichen Verfahrens beantragt, und 
habe ich die Verfolgung der Sache auf Grund des §. 10 des Geſetzes vom 
3. Januar 1849 vor mich gezogen.“ 2 

Die Beſchuldigung theilt ſich alsdann unter ſpecieller Aufzählung von 
140 verſchiedenen Fällen für deren Mehrzahl auf Defraudation, für die 
anderen — wo der Auftrag zur Ausfuhr durch Zoll⸗Conto von den Conto- 
Inhabern nicht ausgeführt worden, — auf verſuchte Defraudation. 

„Demnach wird der Kaufmann Gerſon angeklagt: 

1. in der Zeit vom Juli 1848 bis zum Jahre 1853 incl. durch ſein 
Anſuchen und um feines Vortheils willen in den vorſtehend sub A. 0 
aufgeführten, in der Blatt 15 ff. der Unterſuchungs⸗Akten befindlichen tabel⸗ 
lariſchen Zuſammenſtellung vom 19. Septbr. 1853 verzeichneten Fällen, die 
dort benannten Kaufleute und Inhaber von laufenden, beziehungsweiſe Meß⸗ 
Conten in Leipzig, theils mittelbar, theils unmittelbar verleitet und beflimmt 
u haben: 

; Rn dieſe, die in jener Zuſammenſtellung benannten, im friien Verkehr 
befindlichen Waarenmengen, welche ihnen von Gerſon überſchickt worden, 
gegenüber dem königlich ſächſiſchen Haupt⸗Steuer-⸗Amt zu Leipzig für 
die ihrigen und zwar für ſolche ausgegeben haben, welche auf ihren, 
von dem Haupt⸗Steuer⸗Amt geführten ſogenannten fortlaufenden, bezichungs⸗ 
weiſe Meß Conten, unter Creditirung des Eingangszolles angeſchrieben 
ſeien, und Behufs der Ausfuhr in das Ausland, an die bezeichneten Em⸗ 
pfänger vom Conto wieder abgeſchrieben werden ſollten, daß ſie in Folge 
deſſen die Abſchreibung der gedachten Waarenmengen herbeigeführt, und 
hierdurch den tarifmäßigen Eingangszoll von einem gleichen Quantum 
eigener auf ihrem Conto angeſchrieben geweſener und ihnen unverzollt an⸗ 
vertrauter Waaren gleicher Art, an deren Stelle die Gerſonſchen Waaren 
in das Ausland geſendet wurden, abzüglich des gezahlten Durchgangs⸗ 
zolles der Zollvereinskaſſe widerrechtlich entzogen haben, 

den genannten Kaufleuten und Conto-Inhabern auch durch Ueberſendung der 

im freien Verkehr befindlichen Waaren die zur Ausführung der Zoll⸗De⸗ 

fraudation gedient habenden Mittel, wiſſend, daß ſie dazu dienen ſollten, ver⸗ 

ſchafft zu haben; 

2. in der Zeit vom September 1850 bis zum Jahre 1853 incl. in 
den vorftchend unter 1,**) aufgeführten in der Blatt 15 ff. der Unterſuchungs⸗ 
Akten befindlichen tabellariſchen Zuſammenſtellung vom 19. Septbr. 1853 
verzeichneten Fällen verſucht zu haben, die dort benannten Kaufleute und 
Inhaber laufender, beziehungsweiſe Meß⸗Conten zu Leipzig, durch fein An- 
ſuchen und um ſeines Vortheils willen zu verleiten, zu beſtimmen, 

daß dieſe, die in jener Zuſammenſtellung benannten, im freien Verkehr 
befindlichen Waarenmengen, welche ihnen von Gerſon überſchickt worden, 
gegenüber dem königlich ſächſiſchen Haupt-Steuer-Amt zu Leipzig für die 
ihrigen und zwar für ſolche ausgeben, welche auf ihren, von dem Haupt 
Steuer⸗Amt geführten ſogenannten fortlaufenden, beziehungsweiſe Meß⸗ 
Conten unter Creditirung des Eingangszolls angeſchrieben ſeien und Be⸗ 


hufs der Ausfuhr in das Ausland an die bezeichneten Empfänger vom 
Conto wieder abgeſchrieben werden ſollten, 


daß ſie in Folge deſſen die Ab⸗ 


ſchreibung der gedachten Waarenmengen von ihren Conten herbeiführten, 


wodurch fie den tarifmaßigen Eingangszoll von einem gleichen Quantum 

eigener auf ihren Conten angeſchrieben geweſener und ihnen unverzollt an⸗ 

vertrauter Waaren gleicher Art, an deren Stelle die Gerſonſchen Waaren 

in das Ausland geſandt worden wären, abzüglich des gezahlten Durch⸗ 

gangszolls der Zollvereinskaſſe widerrechtlich entzogen haben würden, 
den genannten Kaufleuten und Conto⸗Inhabern auch durch Ueberſendung der 
im freien Verkehr befindlichen Waaren die zur Ausführung der Zolldefrau⸗ 
dation dienen ſollenden Mittel wiſſentlich verſchafft, und hierdurch Handlun⸗ 
gen verübt zu haben, welche einen Anfang der Ausführung der Zolldefrau⸗ 
dation enthalten, und nur durch äußere, von dem Willen des Gerſon un⸗ 
abhängige Umſtände ohne Erfolg geblieben find, hierdurch es aber unternommen 
haben, dem Zollverein und ſomit auch dem preußiſchen Staate jene Zollber 
träge widerrechtlich zu entziehen. 

(Vergehen wider die §8. 2, 12, 16, 20, 21 des Zollſtrafgeſetzes vom 

23. Jan. 1838, §. 34, 35, 31 und 32 des Strafgefepbuches, und Ar: 

tikel II. des Einführungsgeſetzes.) 

Hinſichtlich der gegen Gerſon zur Anklage geſtellten vollendeten und 
verſuchten Defrauden wird bemerkt, daß, wenn die Anklage, wie geſchehen, 
nur wegen Theilnahme an Zolldefrauden erhoben wird, hiermit der milderen 
Auslegung Naum gegeben iſt, da die Handlungsweiſe an die Grenzen des 
Betrugs ſtreift. 

Denn er hat in der Abſicht, einen ihm nicht zukommenden Zollbetrag 
zu gewinnen, dahin gewirkt, daß der Fiscus, welcher durch die Anſchreibung 
der Waaren auf dem Conto ein bedingtes Recht auf Entrichtung des an 
denſelben haftenden Eingangszolls erworben hatte, dieſes Rechts in Folge 
eines bei ſeinen Vertretern erregten Irrthums verluſtig ging, indem den 
letztern vorgeſpiegelt wurde, daß die zur Abſchreibung angemeldeten Waaren 
lolche wären, welche früher auf dem Conto angeſchrieben worden, Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß nur ſolche früher auf dem Conto angeſchrie⸗ 
bene Waaren wieder zur Abſchreibung gelangen durften. Es folgt dies aus 
der Natur des Contoinſtituts, und wird überdies dadurch ausdrücklich be 
ſtätigt, daß an verſchiedenen Stellen der qu. Reglements, z. B. 88. 14, 20 
der Rev.⸗Ordnung vom 30. November 1835, § f. 25, 36, 37 der Meß⸗ 
ordnung vom 4. December 1833, die abzuſchreibenden Waaren als „contirte⸗ 
bezeichnet werden. Nicht minder ſpricht das für die Certiſicate vorgeſchrie⸗ 
bene Formular, welches von dem Conto⸗Inhaber unter eidesflattlicher Ver⸗ 
ſicherung der Richtigkeit feiner Angaben ausgefüllt werden muß, ausdrücklich 
von contirten Waaren. 

Ein Zweifel konnte den Betheiligten um ſo weniger beiwohnen, als es 
nach F. 33 der gedachten Meßordnung nicht einmal geſtattet iſt, im freien 
Verkehr befindliche Waaren mit den vom Gonto abzuſchreibenden bei der 
Verſendung zuſammen zu packen. 

Deſto mehr muß es verboten ſein, ſolche im freien Verkehr befindliche 
Waaren ſelbſt zur Abſchreibung vorzuführen.“ 

Die Anklage gegen Gerſons Buchhalter Löwenheim, betrifft Mitwirkung und 
Theilnahme bei Ausführung der Zollhinterziehung, indem er im Auftrage 
ſeines Prinzipales die nöthigen Briefe ſchrieb. 

Die Anklage gegen M. Nofenthal beruht darauf, daß er eine der be⸗ 
treffenden Waarenpoſten des Gerſons durch ſein Meßconto ausgeführt, und 
hierdurch einen Eingangszoll von 13 Thlr. 13 Sgr. abzüglich des Durch- 
gangszolles von 4 Sgr. der Zollkaſſe entzogen habe. 


Ebenſo die Anklage gegen Gebrüder Naſch in Betreff eines Collo, mit 
21 Thlr. Zollbetrag. 


Verſicherungsweſen. 


Seeverſicherung. 
ie Verpflichtung des Verſicherten zur Anzeige erheblicher Umſtände an 
3 105 Verſicherer bei nn des Aſſeeuran Vertrages.) 

Es iſt zwar ein bekannter Grundſatz des Seraffecurangredite, daß der 
Verſicherte vor oder bei Abſchluß des Verſicherungs⸗ Vertrags bei Strafe der 
Nichtigkeit der Verſicherung dem Verſicherer alle Umſtände anzeigen muß, 
welche nach vernünftigem Ermeſſen auf die Schätzung der Gefahr und ſo⸗ 
mit auf den Entſchluß des Verſicherers, ſich auf den Vertrag einzulaſſen, 


*) A. führt auf 140 Fälle mit 3614 Thlr. 21 Sgr. Eingang szoll, anſtatt 

wilt ar lr. 7 Sgr. Durchgangs zoll bezahlt wurden, fo daß 3586 Thlr. 
14 Sgr. als Betrag der angeblichen Defraude erſcheinen, deren facher Betrag 
als Strafe nit 21,518 Thlr. 24 Sgr. beantragt wird. Der Waarenwerth iſt auf 
einen Theil mit 30,412 Thlr. 28 Sgr. unverzollt oder 34,646 Thlr. 23 Sgr. 
verzollt, ermittelt; bei au a ee bei aber, nach weitläufig erklärtem 
5 abe auf 3640 Thlr. 4 Sgr geſchätzt. 
N B führe 15 Fall auf, 15 Wlden der Eingangszoll 243 Thlr. 29 Sgr. 
betragen haben würde, der Durchgangszoll mit 1 Thöir. 11 Sgr. 6 Pf. abgezogen 
242 Thur. 17 Sgr 6 Pf. bleiben und die geforderte 6 fache Strafe 1455 Thlr. 
15 Sgr beträgt, der Waarenwerth ohne Zoll auf 2867 Thlr. 25 Sar., einſchl. 
Zoll auf 3038 Thir. 3 Sgr. ermittelt und für einen Theil auf 134 Thlr. 9 Sgr. 
geſchatzt iſt. 


von Einfluß fein können; allein in feiner practiſchen Anwendung unterliegt 
dieſes Princip vielfachen Zweifeln, indem auf der einen Seite von dem Ver⸗ 
ſicherten nicht die Angabe jedes geringfügigen Umſtands erwartet werden 
darf, eine zu große Strenge in dieſer Hinſicht die Nichtigkeit faſt jeder Ver⸗ 
ſicherung zur Folge haben würde, auf der andern Seite aber eine übertrie⸗ 
bene Nachſicht den Verſicherer aufs äußerſte gefährten würde. Eine genaue 
Grenze zwiſchen dem, was mitzutheilen iſt und dem was nicht angegeben zu 
werden braucht, zu ziehen, dürfte geradezu unmöglich ſein, dem richterlichen 
Ermeſſen muß in dieſer Hinſicht ein gewiſſer Spielraum eingeräumt werden, 
dadurch aber entſteht eine große Unſicherheit, weil Niemand im Voraus die 
Anſichten der Gerichte kennt und natürlich bei den verſchiedenen Gerichten 
verſchiedene Anſichten über die desfallſigen Obliegenheiten des Verſicherten 
herrſchen können, ſo daß das eine die Verpflichtung zur Angabe da annch- 
men kann, wo ein anderes ſie nicht für erforderlich hält. Den Verficherten 
iſt daher gewiß große Vorſicht bei der Aufgabe einer Verſicherung zu 
empfehlen; um dieſes noch näher zu begründen und zugleich durch Mitthei⸗ 
lung von Beiſpielen aus der Praxis der hanſcatiſchen Gerichte zur Feſt⸗ 
ſtellung der gedachten Verpflichtung des Verſicherten beizutragen, laſſen wir 
einige bei dem hamburger und bei dem bremer Handelsgerichte vorgetomme⸗ 
nen Rechtsfälle folgen. 


Or 


i Ein Hamburger Handlungshaus hatte in fremden Auftrage auf mit dem 
Schiffe Anap in Havana verladene Güter Verſichernng genommen und 
nahm dann wegen ſpäter erlittener Unfälle den Verſicherer in Anſpruch, 
dieſer berief ſich jedoch darauf, daß die Verſicherung nichtig ſei, weil 

1) in der Police Hava na als Verladungsort der verſicherten Güter 
angegeben und nicht angezeigt worden ſei, daß das Schiff Anap dieſelben 
Güter ſchon in Vera⸗Eruz eingenommen gehabt habe, 

2) weil nicht angezeigt worden ſei, daß das Schiff in Havana einge⸗ 
laufen ſei, um reparirt zu werden, und 
| 3) weil die Anzeige unterlaffen worden, daß vom Schiffer in Havana 
ein Bodmereibrief gezeichnet ſei, 

der Verſicherte alſo ſeiner Verpflichtung zur Anzeige aller ihm oder 
ſeinem Auftraggeber bekannten relevanten Umſtände nicht nachgekommen ſei. 

Das Hamburger Handelsgericht nahm an, daß das Verſchweigen des 
Umſtands, daß die Waaren, für welche die Verſicherung von Havana an 
gelten ſollte, ſchon in Vera⸗Cruz verladen worden, nicht ohne Weiteres die 
Verſicherung annullire, und hier, wo es ſich um eine von Havana ab ent⸗ 
„ſtandene Havarie groſſe handle, an und für ſich nicht relevire; daß da⸗ 
gegen die unterlaſſene Mittheilung des mit Havarie erfolgten Einlaufens des 
Schiffs in Havana als Nothhafen, um dort zu repariren, die Aſſecuranz 
präjudiciren würde, falls die Verſicherer nicht ohnedies dieſen Umſtand ge⸗ 
kannt hätten, indem ſich wohl annehmen laſſe, daß der Verſicherer, wenn 
er bei Schließung der Aſſecuranz ſolche Wiſſenſchaft gehabt, gar nicht auf 
dieſelbe eingegangen wäre, weshalb der Verſicherte dieſe Wiſſenſchaft des 
Verſicherers nachzuweiſen habe, wodurch dann der dritte Einwand ſich von 
ſelbſt erledigen werde, daher über dieſen keine Entſcheidung abgegeben, viel⸗ 
mehr dem Verſicherten nur der Beweis der gedachten Wiſſenſchaft 
des Verſicherers auferlegt wurde, 

Auf die von beiden Theilen gegen dieſes Erkenntniß eingewandte Ap⸗ 
pellation erkannte das Obergericht nicht nur das vom Handelsgerichte be⸗ 
reits gerügte Einlaufen in Havana als Nothhafen als einen Umſtand an, 
welcher dem Verſicherer anzuzeigen geweſen wäre, ſondern auch den in 
Havana gezeichneten Bodmereibrief und nicht minder den Umſtand, daß 
Havana ſtatt Vera⸗Cruz als der Ort, wo das Schiff die verſicherte Ladung 
eingenommen habe, angegeben worden ſei, billigte mithin alle drei, obige 
vom Verſicherer gemachten Einwendungen, und da es überdies annahm, 
daß die geſetzliche Verpflichtung zur aufticht gen, treuen Anzeige durch 
die Wiſſenſchaft des Verſicherers nicht aufgehoben werde, ſo verwarf es den 
dem Verſicherten noch nachgelaſſenen Beweis und wies ihn mit feiner Klage 
gänzlich ab. 

1 Hierbei verblieb es auch, ungeachtet der von dem Verſicherten dagegen 
ergriffenen Oberappellation, denn wenn gleich das Obcrappellations⸗Gericht 
zu Lübeck aus formellen Gründen nicht ſämmtliche Einwendungen einer 
eigentlichen Entſcheidung unterwerfen konnte, und wenn gleich es die Wiſſen⸗ 
ſchaft des Verſicherers hinſichtlich des Einlaufens in Havana nicht für 
irrelevant hielt, ſo verwarf es doch die Klage mit dem Obergerichte ſchon 
aus dem Grunde, weil dem Aſſecuradeur hätte angezeigt werden müſſen, 
daß das Schiff die Güter ſchon in Vera⸗Cruz eingenommen gehabt habe, 
indem der Verſicherte durch die unterlaſſene Anzeige, daß die verſicherten 
Waaren in demſelben Schiffe ſchon von Vera⸗Cruz nach Havana gebracht 
ſeien, den Verſicherer zu einer falſchen Schätzung der übernommenen Gefahr 
verleitet habe. 

Denn einmal frage es ſich ſchon, ob der Aſſecuradeur, wenn er ge⸗ 
wußt hätte, daß die Güter bis dahin, wo das Schiff in Havana einlief, 
unverſichert geweſen ſeien, aus dem auffallenden Umſtande, daß für die 
weitere Reiſe Verſicherung geſucht werde, nicht ein Bedenken geſchöpft haben 
würde, ſich auf die Sache einzulaſſen, und dann hätte beim Verſicherer, 
wenn er gewußt hätte, daß zu Havana keine Connoſſemente über die zu 
verſichernden Waaren gezeichnet ſeien, daß mithin es ſich nur von der 
Fortſczung einer ſchon begonnenen Reiſe handle, mit Grund ein Zweifel 
darüber entſtehen können, ob die Güter auch in unbeſchädigteim Zuſtande in 
Havana wieder eingeladen ſeien, und ihm daher, wenn auf der weitern 

Reiſe eine fernere Beſchädigung derſelben entſtünde, nicht zugleich ein alter, 
von ihm nicht verſicherter Schade aufgebürdet werden könne, wenigſtens 
hätte ihm dann die Garantie gefehlt, welche die Annahme gewährt, daß ein 
Schiffer keine beſchädigten Güter als unbeſchädigte in ſein Schiff aufnehmen 
werde. 

Dabei wird dann noch bemerkt, daß die Verſchweigung eines weſent⸗ 
lich auf die Beurtheilung der Gefahr influirenden Umſtands auch dann die 
Nichtigkeit der Verſicherung zur Folge habe, wenn er den wirklich einge⸗ 
tretenen Unglücksfall weder herbeigeführt noch vergrößert habe, daß übrigens 
die Verſchweigung der bereits in Vera⸗Cruz erfolgten Verladung der ver⸗ 
ſicherten Waaren um ſo bedeutender hervortrete, wenn man damit das Ver⸗ 
ſchweigen des Einlaufens in Havana verbinde, denn es fei nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß der Verſicherer noch mehr Bedenken getragen haben würde, 
ſich auf die Verſicherung einzulaſſen, wenn er gewußt hätte, daß das Schiff 
ſchon auf der Reife von Vera⸗Eruz nach Havana Havarie erlitten gehabt, 
indem dann die Beſorgniß, daß die Waaren in Havana bereits beſchädigt 
angekommen, noch mehr Grund gehabt hätte, und ein Mißtrauen in die 
Tüchtigkeit des Schiffs, ſowie der Gedanke, daß die Reparatur im Noth- 
hafen keine ganz gründliche geweſen ſein werde, nahe gelegen haben würde. 


Die Klage des Verſicherten wurde daher auch in höchſter Inſtanz ſchon 
aus den angegebenen Gründen verworfen, über die Relevanz des auf die 
unterlaſſene Anzeige, daß vom Schiffer in Havana ein Bodmereibrief ger 
zeichnet ſei, geſtützten Einwands ſich auszusprechen, hatte das höchſte Gericht 
aber aus formellen Gründen keine Veranlaſſung. (Fortſ. folgt.) 


Abſichtliche Verſenkung eines verſicherten Schiffes. 

Stratfund, 30. September. In der Sitzung des hieſigen Schwurge⸗ 
richts vom 26. d. M. kam eine Anklage gegen den Schiffscapitain Johann Joa⸗ 
chim Ehriſtoph Heydemann von Zingſt, wegen Verſenkung eines Schiffes in 
betrügeriſcher Abſicht zur Verhandlung. 

Im Sommer d. 3. fuhr der Angeklagte mit dem ihm zugehörigen Sloup⸗ 
ſchiffe „Germania“ beladen mit 15 Tons Steinkohlen und 107 Ballen Baum⸗ 
wolle von Hull nach Königsberg. Am 23. Juni wurde dies Schiff im Kattegat 
ohne Beſatzung bis zum Deck geſunken und mit gekappten Maſten vor Anker 
liegend angetroffen; da es Wrack ſchien, ſo wurde es von einem ſchwediſchen 
Sloupſchiff und einigen Fiſcherbooten aufgebracht und als Seefund in den Ha⸗ 
fen von Gothenburg hineinbugſirt. Zur ſelbigen Zeit erſchien auch die Beſatzung 
des Schiffes, die ſich in Booten ans Land gerudert hatte und aus dem Ange⸗ 
klagten, dem Zimmermann Brüdgam, dem Matroſen Matz und dem Koch Han⸗ 
ſen beſtand, in Gothenburg bei dem preußiſchen Conſul Barkow, welchem der 
Capitain meldete, daß er des Morgens um Tagesanbruch fein Schiff im ſinken⸗ 
den Zuſtande habe verlaſſen müſſen. Bald darauf wurde das Schiff unterſucht 
und auch in der That für Wrack erklärt. Bei der Beſichtigung indeß fanden 
ſich die Oeffnungen, die das Smken des Schiffes verurſacht hatten, als ſämmt⸗ 
lich künſtlich und mit Vorſatz in die Schiffswände hineingearbeitet; es ergaben 
ſich unter dem Fußboden der Kajüte, in dem ſogenannten Keller, 4 Löcher im 
Rumpfe, die im Durchmeſſer von einem Zoll offenbar mit einem Bohrer einge⸗ 
bohrt waren; es wurde ferner in der Kajüte ſelbſt, unter dem Backbordsgewölbe 
und über dem Heckbalken ein Loch entdeckt, welches, in die Schiffswand gehauen, 
außen von der Größe eines Hühnereies ſchien und nach innen ſich erweitertes 
außerdem zogen ſich auf der Backbordſeite zwei ca. 10 Zoll lange ſchmale Oeff⸗ 
nungen hin, die von außen in das Sch ff und durch die Wände durchgehauen 
waren; endlich zeigten ſich noch mehre Anhauungen, die nicht durch den Rumpf 
gedrungen waren, die aber erſichtlich alle den Zweck hatten, das Schiff im höch⸗ 
ſten Grade leck zu machen. Die vor den Kajütenfenftern fehlenden Pforten, 
die losgehauenen Schalken, die jortgefchafften Preſenningen und die geöffneten 
Schiffsluken mußten dieſe Anſicht beſtätigen. Dieſe Oeffnungen und Vorkehrun⸗ 
gen zum Sinken des Schiffes hat der Angeklagte ſelber gemacht; er hatte ſein 
Schiff verſichert, befand ſich in augenblicklicher Geldverlegenheit und wollte ver⸗ 
ſuchen, durch dieſen Akt der Verzweiflung ſich aus der drängenden Noth zu 
ziehen. 

In der Verhandlung leugnet er ſein Verbrechen nicht; er gibt zu, die reſp. 
Löcher in den Schiffsrumpf eingebohrt und eingehauen zu haben, will ſich indeß 
in einem fortwährenden Zuſtande von Geiſtesabweſenheit befunden haben, der 
durch den Geldmangel hervorgerufen ſei und der ihm die Klarheit ſeiner Sinne 
in dem Maße geraubt habe, daß er nicht im Mindeſten gewußt, was er gethan. 
Eben ſo behauptet er, nicht gewußt zu haben, daß ſein Schiff verſichert ge⸗ 
weſen ſei. 

Von ſeiner Mannſchaft ſind Hanſen und Brüdgam als Zeugen gegenwärtig 
(Matz befindet ſich zur Zeit auf der See). Beide beſtätigen die in der Anklage 
behaupteten Fakta und bekunden, daß, als ſie ihren Capitain über ſein Leck⸗ 
machen des Schiffes verwundert angeſehen hätten, er ſie gebeten habe, ſie möch⸗ 
ten ihn nicht unglücklich machen, und ſie verſichert habe, ſie hätten Nichts zu 
befürchten, indem ſie in Schweden ihre Ausſage nicht zu beeidigen, ſondern uur 
auf Wort zu Protocoll zu geben haben würden. Von einer Geiſtesabweſenheit 
des Angeklagten wollen ſie nichts bemerkt haben und nur, als ſie an Land ge⸗ 
rudert ſeien, und er entdeckt habe, daß ſein Schiff, welches er längſt für geſun⸗ 
ken hielt, von ſchwediſchen Seeleuten ins Schlepptau genommen und ſomit ein 
gefährlicher Zeuge für den Beweis ſeiner Schuld aus dem Meere wieder aufge⸗ 
taucht ſei, habe er verzweiflungsvoll ausgerufen: „Ich möchte gleich über Bord 
ſpringen. “u 

Der Zeuge Kaufmann Ehlert aus Barth bekundet, daß er in Folge eines 
Schreibens von Seiten des Angeklagten, das Schiff allerdings verſichert habe, 
und der Sachverſtändige, Schiffsbaumeiſter Juhl, beſtätigt, daß nach den Oeff⸗ 
nungen, die ſich im Schiffsraum befunden haben „das Schiff unfehlbar hätte 
ſinken müſſen, wenn es nicht durch ſeine Ladung, die feſtzuſammengepackten Baum⸗ 
wollenballen, ſo lange flott gehalten wäre, bis die Schweden daſſelbe ans Land 
gebracht hätten. Wäre das Schiff und ſeine Ladung noch länger dem Waſſer 
ausgeſetzt geweſen, fo hätte die Baumwolle allmälig die Feuchtigkeit eingeſogen 
und das Fahrzeug in den Grund gezogen. 

Die königl. Staats⸗Anwaltſchaft beantragt nach dieſen Ermittlungen das 
Schuldig. Die Vertheidigung (Syndicus Dr. Brandenburg) führt aus, daß die 
Nordſee ein herreuloſes Gewäſſer ſei und alſo die preußiſchen Strafgeſetze auf 
in derſelben begangenes Verbrechen keine Anwendung fänden, und beantragt die 
Freiſprechung des Angeklagten. 
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Der Präſident reſumirt das Weſentliche der Verhandlung und legt den Ge: Hierauf verurtheilt der Gerichtshof, den Antrag der königlichen Staats⸗An⸗ 
ſchwornen zwei Fragen vor, von denen die erſte das Verbrechen ſelbſt, die zweite waltſchaft um ein halbes Jahr Zuchthaus und um 300 Thlr. Geldbuße über⸗ 
eventuelle den Verſuch des Verbrechens zur Beurtheilung ſtellt. ſchreitend, den Angeklagten zu einer Strafe von 2½ Jahren Zuchthaus und 

Das Verdiet der Geſchworenen lautet dahin: daß der Angeklagte ſchuldig Geldbuße von 500 Thlr. (event. noch 6 Monate Zuchthaus), und ſtellt denſelben 
ſei, das Verbrechen begangen zu haben. auf die Dauer von drei Jahren unter Polizeiaufſicht. Stralſ. Ztg.) 


— Der Einfluß des Memeler Brandes auf die Actienpreiſe der Verſicherungs. Geſellſchaften ergibt ſich aus dem Vergleich des Berliner Courszettels vom 
28. September und 19. October: 


Geſellſchaft Actie einbezahlt letzte Dividende Cours v. 28. Sept. v. 18. Oct. 
Aachen⸗Münch ener 1000 5 200 5 58 5 excl. 4% Zins vom Ein ſchuß 1195 Bf. 1200 4% pr. Stück (angeboten) 
Berliniſche . 4 1000 1 200 „ 11 „ 17 17 2 17 7 400 „ 300 „ „ „ (Geld) 
Bor un wer he! N, 1000 „ 200 „ keine 50 „ nicht notirt 
Colonia ( —* * . q 1000 * 200 „ 36 „ non ae; „ 850 G. 800 4 „. „ (Geld) 
Elberfeldee⸗ ca . 1000 V 200 „ 15 „ Ro „ 350 Bf. 200 „ „ „ (Geld) 
Magdeburger Mer ee ANNO % 200 „ 44 % ohne Zinfen 360 „ 220 „ „ „ (Geld) 
Stettiner Nationallll“w¹Uñuñ ,. a: u " 100 * 1a, u Sr " 120 G. 116 u 1 des j 
e e e 1000, 7 100 „ A t Nominal. (Geld 
Aue 500 „ 200 „ 24 „1 " 112½ Bf. 103 % werthes. 0 g 
iger ee en. he he er KIT 200 „ 30 „ excl. 4 % Zins 600 G. 580 „pr. Stück (angeboten) 
Thuringia Rückverſicherun gg. 1000 u 200 „ neu 99½ Bf. 95 „ „ „ (Geld) 
Ueber die Differenz zwiſchen Einſchuß und Nominalwerth müſſen Wechſel ausgeſtellt werden. 
— Dem Vernehmen nach hat die Actienzeichnung für die mehrerwähnte, erwählt. Dieſe Herren werden ſich nunmehr wegen deſinitiver Feſtſtellung 
von Profeſſor Ravit projectirte Feuer-Verſicherungs⸗Anſtalt dahier in Bre⸗ der Statuten mit dem Hamburger Comité in Benehmen fegen, und iſt 
men ein günſtiges Reſultat gehabt. Die Actienzeichner find daher am 23. hiernächſt die Eroffnung der Geſchäftethätigkeit der „Hanſa“ in Kürze zu 


d. M. zu einer Sitzung zuſammengetreten und haben die Chefs dreier an— erwarten. 
geſehener hieſiger Handlungshäuſer zu Mitgliedern des Verwaltungsrathes 


Anzeigen. 
Bekanntmachung. 


ekanntmachung. 2 3 
. Be 1 nach 2 I Ne, Das Poſt⸗Dampfſchiff Hermann wird 
Die e d de 5 en Ar e 6 Fü ihr an am Freitage, dem 3. November a. e., 
ern vom Senate die demfelben am 19. d. M. vom Conſulate der Vereinigte 0 8 Nu. Ne ? 
er von Nord⸗Amerika hieſelbſt zugegangenen „General Regulations Nr. 34 von Bremerhaven nach Newport abgehen und findet die An⸗ 
nahme der, mit demſelben zu verſendenden Briefe und Zeitungen 


des Treasury-Department, d.d. 26. Auguſt d. J. N w 
Du . nach den Gereinigten Staaten von Amerika 


die Beförderung von Schiffspaſſagieren be: f und nuch Californien 
treffend, bis Donnerſtag, dem 2. November a. e., 
mitgetheilt find, welche u. A. die Bemerkung enthalten : Abends 7 Uhr, 


„lit has been made a question whether these limitations extend to auf dem unterzeichneten Stadt⸗Poſt⸗Amte ftatt. 

passengers taken on board and accommodated on the upper or spar Bremen, den 24. October 1854. 

deck. The department is of opinion that the terms of the acts clearly Stadt⸗Poſt⸗Amt. 
limit the Whole number of passengers (except cabin passengers) who — —— 

can be taken on board and conveyed in a passenger vessel, to one N ichtige Anzeige für Capsuln and Consutar-Beämte. 

for every fourteen, thirty, sixteen, or twenty-two clear superficial feet — ah 

of the lower deck, and orlop deck, as the case may be; and that Im Verlage von Tendler & Comp. in Wien hat soeben die Presse 
for any excess of passengers (except cabin passengers) beyond the verlassen: Handbuch des 


number resulting from those proportions, whether lodged on the upper N 0 * 
or spar deck, or elsewhere, the penalty of the law will be incurred.“ N 1 L 4 N 


„Collectors will furnish the master of every vessel engaged in trans- 2 1 5 5 4 A 
porting passengers between their respective ports and foreign countries, Mit besonderer Berücksichtigung des Oesterreie hi- 
and each owner and consignee of any such vessel, residing at their schen ö und einem Anhanee von Verordnungen. 

orts, Bedacht el krenſtück 8 as Bez Von S6 

Das gedachte tenſtück iſt an der Kanzlei im 1 Ne 

Haufe Schütting zur Einſicht Aller, die es intereſſirt, r 
ausgele t. 0 41½ Bogen, gr. 8. elegant geheftet. 3 Thlr. 10 Sgr. 
Bremen, den 21. October 1854. In allen Buchhandlungen sind zu haben: be 


Die Handelskammer. | 
— —ä— The New London Eeho. 
Nachricht für Seefahrer. 5 3 nl 


— - englischer Redensarten 
Einer vom Senate der Handelskammer gemachten Mittheilung zufolge, follte in zus ammenhängenden Unterhaltun gen. 
laut desfallſiger vom Bremiſchen Conſulate in Neapel eingeſandten Anzeige vom wie sie im geselligen Leben vorkommen und die man täglich hören kann, wenn man 
20. Oct. d. J. an auf in London lebt. x 
85 anne 5 $ Von G. Knight. 
Cap Gallo, ge" . W. des Golfs * 1 ale: . Mit einem vollständigen Englisch Deutschen Wörterbuche über die in dem 
(in 380 14' 3“ nördlicher Breite und 11“ 4 öſtlicher Länge, vom Pariſer Meri- Buche vorkommenden Wörter. 
dian gerechnet) ein katadioptriſcher Apparat 4ter Ordnung angezündet werden, 8. broschirt 21 Ngr. 
von großer Form (gran modello) re, mit 7 e e Lichte. Ei a —— 
Das Feuer dieſes Apparats ſollte 45 Meter über dem Niveau des Meeres erha⸗ 
ben, und das Licht 15 Meilen weit (von denen 60 auf einen Grad gehen) ſicht⸗ Deutſches Wechſelbuch, 
bar ſein können. BSR j 5 ; ; 
n wird an dem Leuchtthurm von oder gründlicher Unterricht über die Wechſelbriefe nach der allge⸗ 
Cap Passero meinen dentſchen Wechſelordnung, und Nachweiſung über Alles, 
G80 41“ 30“ nördl. Breite und 125 49, 41” östl. Länge) ein katadioptriſcher Ap- was man beim Wechſelverkehr zu beobachten hat. 
parat 4ter Ordnung eintreten mit feſtem von 3 zu 3 Minuten an Helligkeit Ein Handbuch für jeden Geſchäftsmann. 
wechſelndem Feuer; daſſelbe wird vom 20. Nopbr. d. J. an brennen, 39,40 ! Pon L. Fort. 
Meter über dem Niveau des Meeres erhaben ſein und in einer Entfernung von 3. vielfach verb. und verm. Auflage. 8. broſchirt 24 Ngr. 


14 Meilen (60 auf einen Grad) geſehen werden können. Dieſe 3. gänzlich neu bearbeitete Auflage wird nichts vermiffen laſſen, was 
Bremen, den 23. October 1854. 11 der ang e BA 15 ee a zu wiffen nothwendig if, 
2 1 C 5 und der zeitgemäßen Verbeſſerungen wegen ſich noch mehr als die früheren Auf 
ö Die Handelskammer. lagen als unentbehrliches Handbuch für Geſchäftsleute bewähren. 
Leipzig, 1854. €. A. Haendel. 


Druck von C. Schünemann. 


